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Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 1026. Sitzung am 28. Oktober 2022 beschlossen, 
zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stel-
lung zu nehmen: 

1. Zum Gesetzentwurf allgemein

Der Bundesrat weist darauf hin, dass das dritte Entlastungspaket des Bundes zu
hohen strukturellen Belastungen der Länder führt. Die Länder sehen sich in der
Mitverantwortung, einen angemessenen Beitrag zur Abmilderung der Folgen der
hohen Energiepreise zu leisten. Ohne eine nachhaltige Beeinträchtigung bei der
Finanzierung der übrigen notwendigen Aufgaben in ihren Haushalten können die
Länder einen solchen Beitrag allerdings nur leisten, wenn eine Verständigung
über die Höhe einer tragbaren Länderbelastung erfolgt und es zu einer deutlichen
Reduzierung der Belastung der Länder durch den Bund kommt. Im Rahmen eines
Gesamtvorschlages ist insbesondere erforderlich, dass neben einer Nachfolgere-
gelung für das sogenannte 9-Euro-Ticket die Mittel für die Länder nach dem Re-
gionalisierungsgesetz zur Qualitätsverbesserung sowie im Hinblick auf die mas-
siven Energiepreissteigerungen erhöht werden, die vollständige Übernahme der
Ausgaben nach dem Wohngeldgesetz durch den Bund erfolgt, die außeror-
dentlich steigenden Energie- und Sachkosten bei den Krankenhäusern einschließ-
lich der Krankenversorgung der Universitätskliniken sowie Pflegeeinrichtungen
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zeitnah durch Zuweisungen des Bundes gegenfinanziert werden, sowie die Bun-
desbeteiligung an den Kosten für die Unterbringung, Betreuung und Integration 
von geflüchteten Menschen wiederaufgenommen beziehungsweise intensiviert 
wird.  

2. Zu Artikel 1 Nummer 2 (§ 4 Absatz 5 Satz 1  Nummer 6b  Satz 2, 
                 Satz 3 - neu -  
             Nummer 6c  Satz 3 EStG) 

In Artikel 1 ist Nummer 2 § 4 Absatz 5 Satz 1 wie folgt zu ändern: 

a) Nummer 6b ist wie folgt zu fassen: 

„6b. Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer sowie die Kosten 
der Ausstattung. Steht für die betriebliche und berufliche Tätigkeit 
dauerhaft kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung, können die Auf-
wendungen für die gesamte betriebliche und berufliche Betätigung 
pauschal mit dem Betrag von 1 248 Euro im Wirtschafts- oder Ka-
lenderjahr (Arbeitszimmerpauschale) abgezogen werden; bildet das 
Arbeitszimmer darüber hinaus auch den Mittelpunkt der gesamten 
betrieblichen und beruflichen Betätigung, können anstelle der Ar-
beitszimmerpauschale die tatsächlichen Aufwendungen abgezogen 
werden. Für jeden vollen Kalendermonat, in dem die Voraussetzun-
gen für die Arbeitszimmerpauschale nach Satz 1 nicht vorliegen, er-
mäßigt sich der Betrag von 1 248 Euro um ein Zwölftel.“ 

b) In Nummer 6c Satz 3 sind nach den Wörtern „oder wenn“ die Wörter 
„für den nämlichen Monat“ einzufügen. 
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Begründung:  
Zu Nummer 6b Satz 3: Eine monatsbezogene Berücksichtigung der Arbeitszim-
merpauschale mindert nicht die Zielsetzung einer wesentlichen Vereinfachung 
des Besteuerungsverfahrens und des Bürokratieabbaus im Zusammenhang mit 
der steuerlichen Berücksichtigung eines häuslichen Arbeitszimmers. Sie trägt 
jedoch stärker dem Gedanken Rechnung, dass mit der Pauschale tatsächlich ent-
standener Aufwand abgegolten werden soll und führt damit zu mehr Steuerge-
rechtigkeit als eine Jahrespauschale. Zudem wird eine Ungleichbehandlung ge-
genüber Steuerpflichtigen, die wegen fehlender räumlicher Möglichkeiten kein 
Arbeitszimmer zur Verfügung haben und daher lediglich die Tagespauschale 
nach § 4 Absatz 5 Nummer 6c – neu – steuerlich geltend machen können, ver-
ringert.  
Zu Nummer 6c Satz 3: Die Einfügung „für den nämlichen Monat“ ist erforder-
lich, da die Arbeitszimmerpauschale nunmehr monatsweise gewährt werden 
kann und damit die Inanspruchnahme der Tagespauschale für andere Monate zu 
eröffnen ist.  

3. Zu Artikel 1 Nummer 2a - neu - (§ 5 Absatz 5 Satz 1a - neu - EStG) 
     Nummer 14 Buchstabe b1 - neu -  
          (§ 52 Absatz 9 Satz 01 - neu -EStG) 

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) Nach Nummer 2 ist folgende Nummer 2a einzufügen: 

„2a.  Nach § 5 Absatz 5 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Eine Rechnungsabgrenzung kann unterbleiben, wenn die jeweilige 
Ausgabe oder Einnahme im Sinne des Satz 1 die Grenze des § 6 Ab-
satz 2 Satz 1 nicht übersteigt; das Wahlrecht ist einheitlich für alle 
Ausgaben und Einnahmen auszuüben.““ 

b) In Nummer 14 ist nach Buchstabe b folgender Buchstabe b1 einzufügen: 

„b1)  Dem Absatz 9 wird folgender Satz vorangestellt: 

„§ 5 Absatz 5 Satz 2 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 
… [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes] ist erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, 
die nach dem 31. Dezember 2021 enden.““ 

Begründung: 
Zu Buchstabe a: 
Bei der Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich sind sogenannte 
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aktive und passive Rechnungsabgrenzungsposten (RAP) zu bilden. Damit wer-
den Ausgaben und Einnahmen demjenigen Wirtschaftsjahr zugeordnet, zu dem 
sie wirtschaftlich gehören.  
Nach § 5 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 EStG ist ein aktiver RAP zu bilden, wenn 
Ausgaben vor dem Abschlussstichtag getätigt werden, soweit sie Aufwand für 
eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen. Ein passiver RAP ist demge-
genüber nach § 5 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 EStG anzusetzen, wenn Einnahmen 
vor dem Abschlussstichtag vereinnahmt werden, soweit sie Ertrag für eine be-
stimmte Zeit nach diesem Tag darstellen. 
In seinem Urteil vom 16. März 2021 - X R 34/19, BStBl. II S. 844 - sieht der 
Bundesfinanzhof die Bildung von (aktiven) RAP auch in Fällen von geringer 
Bedeutung als zwingend an. Mangels gesetzlicher Grundlage sei ein Verzicht 
auf die RAP-Bildung in Bagatellfällen nicht möglich. Steuerbilanziell müssen 
demnach auch Kleinstbeträge, soweit sie Aufwand für eine bestimmte Zeit nach 
dem Abschlussstichtag darstellen, aktiv abgegrenzt werden. Nachdem die Tat-
bestandsmerkmale von aktiven und passiven RAP gleich auszulegen sind, gilt 
diese Rechtsprechung auch für passive RAP. Dies führt zu erheblichem Büro-
kratieaufwand bei nahezu allen bilanzierenden Unternehmen und damit auch bei 
den steuerlichen Beratern und auf Seiten der Finanzverwaltung.  
Um einen weiteren Schritt zur Steuervereinfachung und zum Bürokratieabbau 
zu gehen, wird daher eine Wesentlichkeitsgrenze gesetzlich bestimmt, die sich 
betragsmäßig an der Sofortabschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter 
(GWG) orientiert. Aktive und passive RAP müssen damit nur noch dann gebildet 
werden, wenn die einzelne Ausgabe oder Einnahme die Wesentlichkeitsgrenze 
im Sinne von § 6 Absatz 2 Satz 1 EStG übersteigt. Damit wird im Gleichklang 
mit den GWG auf die periodengerechte Gewinnabgrenzung zugunsten von Ver-
einfachung und Bürokratieabbau verzichtet. 
Vor dem Hintergrund der Bürokratieentlastung wäre es nicht gerechtfertigt, 
wenn der Steuerpflichtige lediglich auf die Bildung von steuererhöhenden akti-
ven RAP (und damit der Abgrenzung von Ausgaben), nicht aber auf diejenige 
von steuermindernden passiven RAP (und damit der Abgrenzung von Einnah-
men) verzichten und seine steuerliche Bemessungsgrundlage damit einseitig 
mindern könnte. Demnach kann das Wahlrecht zum Verzicht auf eine RAP-
Bildung nur einheitlich für sämtliche Abgrenzungsfälle und damit für alle Ein-
nahmen und Ausgaben ausgeübt werden.  
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Durch einen Übereinstimmungsvorbehalt für die Gewinnermittlung nach § 5 
EStG - ähnlich § 6 Absatz 1 Nummer 1b Satz 2 EStG - könnte ein einheitlicher 
Ansatz in der Handels- und der Steuerbilanz erreicht und damit sichergestellt 
werden, dass die Ausübung des steuerlichen Ansatzwahlrechts nicht allein steu-
erlich motiviert ist. Allerdings erscheint handelsrechtlich nicht abschließend ge-
klärt, in welchen Fällen entsprechend dem Grundsatz der Wesentlichkeit von der 
Bilanzierung geringfügiger RAP abgesehen werden kann. Eine zwingende Über-
einstimmung zwischen Handels- und Steuerbilanz wäre damit mit Rechtsunsi-
cherheit belastet. Daher enthält die Neuregelung keinen Übereinstimmungsvor-
behalt zwischen Handels- und Steuerbilanz. 
Langfristig könnte die Einführung einer steuerrechtlichen Wesentlichkeits-
grenze für die RAP-Bildung allerdings dazu führen, dass der steuerliche Grenz-
wert im Rahmen der handelsrechtlichen Rechnungslegung zur Auslegung des 
Grundsatzes der Wesentlichkeit herangezogen wird. 

4. Zu Artikel 1 Nummer 2a - neu - (§ 6  Absatz 5 Satz 4a - neu -,  
               Satz 7 - neu -,  
               Satz 8 - neu - EStG) 
     Nummer 14   (§ 52 Absatz 12 Satz 8a - neu - EStG) 

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) Nach Nummer 2 ist folgende Nummer 2a einzufügen: 

„2a.  § 6 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 4 wird folgender Satz eingefügt: 

„Dasselbe gilt, wenn das übertragene Wirtschaftsgut anteilig Be-
standteil der Veräußerung eines Mitunternehmeranteils ist.“ 

b) Folgende Sätze werden angefügt: 

„Eine unmittelbare oder mittelbare Begründung und Erhöhung 
eines Anteils einer Körperschaft, Personenvereinigung oder Ver-
mögensmasse an dem übertragenen Wirtschaftsgut gemäß Satz 6 
und 7 liegt auch vor, wenn dieser Anteil an die Stelle eines un-
mittelbaren oder mittelbaren Anteils einer anderen Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögensmasse tritt. Satz 7 gilt 
auch, wenn innerhalb von sieben Jahren nach der Übertragung 
des Wirtschaftsguts der Anteil einer Körperschaft, Personenver-
einigung oder Vermögensmasse an dem übertragenen Wirt-
schaftsgut durch entgeltliche Übertragung unmittelbar oder mit-
telbar begründet und erhöht wird.““ 
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b) In Nummer 14 ist nach Buchstabe b folgender Buchstabe b1 einzufügen: 

„b1)  In Absatz 12 wird nach Satz 8 folgender Satz eingefügt: 

„§ 6 Absatz 5 Sätze 5, 8 und 9 in der Fassung des Artikels 1 des Ge-
setzes vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des 
vorliegenden Änderungsgesetzes] sind in allen offenen Fällen anzu-
wenden.““ 

Begründung: 
Zu Buchstabe a: 
In den in § 6 Absatz 5 Satz 3 EStG genannten Übertragungsfällen ist ein Wirt-
schaftsgut grundsätzlich mit dem Buchwert anzusetzen. Der Teilwert ist hinge-
gen anzusetzen, soweit bereits im Zeitpunkt der Übertragung (§ 6 Absatz 5 
Satz 5 EStG) oder innerhalb von sieben Jahren nach diesem Zeitpunkt (§ 6 Ab-
satz 5 Satz 6 EStG) der Anteil einer Körperschaft an diesem Wirtschaftsgut un-
mittelbar oder mittelbar begründet wird oder sich erhöht.  
§ 6 Absatz 5 Satz 4a - neu - : 

Mit den Urteilen vom 15. Juli 2021 - IV R 36/18 und vom 18. August 2021 - XI 
R 43/20 (Parallelentscheidung desselben Datums - XI R 20/19) lehnte es der 
BFH ab, die Veräußerung des übertragenen Wirtschaftsguts im Rahmen der Ver-
äußerung eines (Teil-)Mitunternehmeranteils unter § 6 Absatz 5 Satz 4 EStG zu 
subsumieren. Zwar sah der BFH, dass der Anteil an einer Personengesellschaft 
steuerrechtlich die Zusammenfassung aller Anteile an den Wirtschaftsgütern des 
Gesellschaftsvermögens verkörpert. Er sah sich jedoch durch den Wortlaut des 
§ 6 Absatz 5 Satz 4 EStG an dieser Subsumtion gehindert. Denn der Wortlaut 
verlange die Veräußerung oder Entnahme des „nach Satz 3 übertragene[n] Wirt-
schaftsgut[s]“.  
Mit der Einfügung von Satz 4a wird dieser Beanstandung Rechnung getragen 
und die fehlende Rechtsgrundlage für das Vorliegen eines Sperrfristverstoßes 
bei Veräußerung eines (Teil-) Mitunternehmeranteils geschaffen. Die Veräuße-
rung eines Mitunternehmeranteils ist auch anzunehmen, wenn ein Mitunterneh-
mer nicht seinen gesamten Mitunternehmeranteil, sondern nur einen Teil dieses 
Anteils veräußert.  
Damit wird erreicht, dass auch weiterhin Gestaltungen vermieden werden, mit 
denen im Rechtskleid einer (Teil-)Mitunternehmeranteilsveräußerung stille Re-
serven von Einzelwirtschaftsgütern ohne Beachtung einer Sperrfristregelung 
übertragen werden können. Nicht zuletzt wird auch der Gleichklang mit der 
Sperrfrist des § 22 UmwStG wiederhergestellt. Denn auch im Rahmen dieser 
Vorschrift wird ein Sperrfristverstoß angenommen, wenn die erhaltenen Anteile 
Teil einer (Teil-)Mitunternehmeranteilsveräußerung sind.  
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§ 6 Absatz 5 Satz 7 - neu -  und 8 - neu - : 
Mit den Urteilen vom 15. Juli 2021 - IV R 36/18 und vom 18. August 2021 - XI 
R 43/20 (Parallelentscheidung desselben Datums - XI R 20/19) nahm der BFH 
auch zur sogenannte Körperschaftsteuerklausel des § 6 Absatz 5 Satz 6 EStG 
Stellung. 
Dabei nahm er eine teleologische Reduktion dieser Norm vor. Hierfür wählten 
die beiden Senate aber unterschiedliche Ansätze.  
Der IV. Senat geht vom Gedanken der Statusänderung aus. Die Norm sanktio-
niere die auf Ebene der Mitunternehmerschaft dadurch eintretende Statusände-
rung der stillen Reserven, dass diese einem Körperschaftsteuer-Subjekt zuzu-
rechnen sind (Statusänderung auf Ebene der Mitunternehmer-schaft). Zudem 
wolle die Norm Vorsorge dagegen treffen, dass die stillen Reserven unter Nut-
zung des Halb-/Teileinkünfteverfahrens durch die Veräußerung der im Wert ge-
stiegenen Anteile am Körperschaftsteuer-Subjekt realisiert werden (Statusände-
rung auf Ebene des Gesellschafters). 
Dabei verneint der Senat die Subjektbezogenheit des Statuswechsels. Der Sta-
tuswechsel trete nur ein, wenn die stillen Reserven erstmals einem Körper-
schaftsteuer-Subjekt zuzurechnen sind, deshalb ist der Wechsel von der Zurech-
nung von dem einen Körperschaftsteuer-Subjekt in die Zurechnung zu einem 
anderen Körperschaftsteuer-Subjekt keine Sperrfristverletzung.  
Dies eröffnet mehraktige Gestaltungen, die im Kern zum Inhalt haben, Einzel-
wirtschaftsgüter von einem Körperschaftsteuer-Subjekt auf ein anderes Körper-
schaftsteuer-Subjekt zu übertragen. Denn auf die Übertragung nach § 6 Absatz 5 
EStG können sehr zeitnah die weiteren Gestaltungsschritte folgen, sodass der 
Verzicht auf die Sperrfrist ein Gesamtvorgehen erlaubt, mit dem in mehreren 
zeitnah aufeinander folgenden Schritten das Einzelwirtschaftsgut planvoll in die 
Zielkörperschaft übertragen werden kann. 
Hinzu kommt, dass der XI. Senat in seiner nahezu zeitgleich ergangenen Ent-
scheidung einen anderen Ansatz für eine teleologische Reduktion wählt.  
Seiner Ansicht nach scheidet ein Sperrfristverstoß aus, wenn an einem zuvor zu 
Buchwerten eingebrachten Wirtschaftsgut innerhalb von sieben Jahren aufgrund 
eines vollentgeltlichen Beteiligungserwerbs ein Anteil einer Körperschaft be-
gründet werde. Damit verdränge die Veräußerung des übertragenen Wirtschafts-
guts den Normbefehl des rückwirkenden Teilwertansatzes. 
Damit ist mit den beiden Urteilen eine unabgestimmte Rechtslage entstanden. 
Hinzu kommt, dass das Urteil des XI. Senats zu Belastungsänderungen insbe-
sondere in zeitlicher Hinsicht führt. Denn während der Sperrfristverstoß die im 
Zeitpunkt der Übertragung vorhandenen stillen Reserven rückwirkend auf den 
Zeitpunkt der Übertragung zum Ansatz bringt, käme es nach der Entscheidung 
des XI. Senats im Zeitpunkt der Veräußerung zur Versteuerung der stillen Re-
serven, die in diesem Zeitpunkt vorhanden sind.  
Mit der Ergänzung wird damit eine durch die Rechtsprechung entstandene un-
abgestimmte Rechtslage beseitigt und Rechtssicherheit wiederhergestellt.  
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Zu Buchstabe b: 
Mit den Rechtsänderungen wird die Rechtslage vor Ergehen der Rechtsprechung 
durch die angesprochenen Urteile wiederhergestellt. Sie gelten damit für alle of-
fenen Fälle. 

5. Zu Artikel 1 Nummer 3a -neu- (§ 25 Absatz 4 Satz 1 EStG) 
     Nummer 14 Buchstabe b1 - neu - (§ 52 Absatz 31 a - neu - EStG) 

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) Nach Nummer 3 ist folgende Nummer 3a einzufügen: 

„3a. In § 25 Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „und es sich nicht um 
einen der Veranlagungsfälle gemäß § 46 Absatz 2 Nummer 2 bis 8 
handelt.“ durch die Wörter „und die in § 46 Absatz 2 Nummer 1 ge-
nannte Betragsgrenze überschritten wird.“ ersetzt.“ 

b) In Nummer 14 ist nach Buchstabe b folgender Buchstabe b1 einzufügen: 

„b1)  Nach Absatz 31 wird folgender Absatz 31a eingefügt: 

„§ 25 Absatz 4 Satz 1 zweiter Halbsatz in der Fassung des Artikels 1 
des Gesetzes vom [einfügen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des 
vorliegenden Änderungsgesetzes] ist für nach dem 31. Dezem-
ber 2022 endende Veranlagungszeiträume anzu-wenden.““ 

Begründung: 
Zu Buchstabe a: 
Der Änderungsbedarf ergibt sich in Folge des BFH-Urteils X R 36/19 vom 
28. Oktober 2020 (BStBlr. 2021 II S. 841). 
Die bisherige Formulierung des zweiten Halbsatzes im § 25 Absatz 4 Satz 1 
EStG führt zu nicht gerechtfertigten Rückausnahmen von der Pflicht zur Über-
mittlung der Einkommensteuererklärung nach amtlich vorgeschriebenen Daten-
satz durch Datenfernübertragung. Durch den geänderten Wortlaut bleibt die sich 
aus § 25 Absatz 4 Satz 1 Halbsatz 1 EStG ergebende Pflicht zur elektronischen 
Übermittlung der Einkommensteuererklärung auch dann erhalten, wenn neben 
den Einkünften nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 EStG Pflichtveranla-
gungstatbestände gemäß § 46 Absatz 2 Nummer 2 bis 8 EStG vorliegen. Durch 
die bisherige Formulierung führt zum Beispiel die Anwendung der Steuerklasse 
IV mit Faktor oder der Steuerklasse V bei Ehegatten dazu, dass die Pflicht zur 
elektronischen Übermittlung der Einkommensteuererklärung entfällt, obwohl 
die erzielten Einkünfte nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 EStG mehr als 
410 Euro betragen. 
Zu Buchstabe b: 
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Es handelt sich um eine notwendige Ergänzung zum Anwendungszeitraum der 
Änderung laut Artikel 1 Nummer 4 des Gesetzentwurfes. 

6. Zu Artikel 1 Nummer 4a - neu -  
     (§ 39e Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 - neu - bis 10 - neu - EStG) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 4 folgende Nummer 4a einzufügen: 

„4a. In § 39e Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt und folgende Nummern 4 bis 10 werden angefügt: 

„4. bei Verheirateten, ob und in welchem Zeitraum der Ehegatte im In-
land nicht meldepflichtig ist oder die Ehegatten dauernd getrennt le-
ben, 

5. die Bildung einer geringeren Zahl der Kinderfreibeträge als Lohn-
steuerabzugsmerkmal (§ 38b Absatz 3) bei einer Pflicht der Melde-
behörden zur Mitteilung der in Satz 1 Nummer 3 genannten Daten, 

6. Beträge nach § 39a Absatz 1 Satz 1, 

7. Grad der Behinderung, die Feststellung der weiteren gesundheitli-
chen Merkmale durch das Merkzeichen „H“ (hilflos), das Merkzei-
chen „Bl“ (blind) oder das Merkzeichen „TBl“ (taubblind) sowie den 
Gültigkeitszeitraum der Feststellungen, 

8. ob und in welchem Zeitraum der Arbeitnehmer die Voraus-setzun-
gen des § 33b Absatz 4 (Hinterbliebenen-Pauschbetrag) erfüllt, 
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9. Datum, ab dem die elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale dem 
Arbeitgeber zum Abruf bereitgestellt werden (Referenzdatum des 
Arbeitgebers), 

10. sonstige für die Bildung elektronischer Lohnsteuerabzugsmerkmale 
zwingend erforderliche Informationen.““ 

Begründung: 
Allgemeines 
Benötigt ein Arbeitgeber für die Durchführung des Lohnsteuerabzugs elektroni-
sche Lohnsteuerabzugsmerkmale seines Arbeitnehmers (ELStAM), stellt das 
Bundeszentralamt für Steuern - BZSt - diese dem Arbeitgeber zum Abruf bereit 
(ELStAM-Verfahren). 
Grundsätzlich bildet das BZSt die elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale 
automatisiert. Grundlage hierfür sind die beim BZSt gespeicherten Daten (ELS-
tAM-Datenbank). 
Bildet hingegen das Finanzamt auf Antrag des Arbeitnehmers Lohnsteuerab-
zugsmerkmale, übermittelt das Finanzamt diese Lohnsteuerabzugsmerkmale 
dem BZSt zur Bereitstellung für den Abruf durch den Arbeitgeber. Das Finanz-
amt greift zu diesem Zweck zunächst auf die in der ELStAM-Datenbank gespei-
cherten Daten zu. Ändert das Finanzamt die Besteuerungsgrundlagen zur Bil-
dung der ELStAM, werden die geänderten Daten in der ELStAM-Datenbank ge-
speichert (Verfahren LAVENDEL). 
Damit den Arbeitgebern die ELStAM zum Abruf bereitgestellt werden können, 
ist § 39e Absatz 2 EStG klarstellend um weitere hierfür notwendige Daten zu 
ergänzen, die vom BZSt gespeichert werden dürfen. 
Im Einzelnen 
Zu Nummer 4 
Damit bei Verheirateten die Steuerklasse in der ELStAM-Datenbank zutreffend 
automatisch gebildet werden kann, ist die Speicherung folgender Daten durch 
das BZSt erforderlich: 
- Bei meldepflichtigen Arbeitnehmern erfolgt die Bildung der elektronischen 

Lohnsteuerabzugsmerkmale auf der Grundlage der Meldedaten der Wohnsitz-
gemeinde. Mit dem Wegzug eines Ehegatten ins Ausland, entfällt dessen Mel-
depflicht. Damit für den im Inland verbleibenden Ehegatten auf Antrag weiter-
hin die Steuerklasse III gebildet werden kann, muss vom BZSt in diesen Fällen 
zusätzlich der Gültigkeitszeitraum gespeichert werden, für den der andere Ehe-
gatte im Inland nicht meldepflichtig ist. 
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- Leben Ehegatten dauernd getrennt, haben sie dies dem zuständigen Wohnsitz-
finanzamt unverzüglich anzuzeigen. Durch das dauernde Getrenntleben gehö-
ren die Ehegatten ab Beginn des darauffolgenden Jahres zwingend in die Steu-
erklasse I. Damit die Steuerklasse I automatisch gebildet werden kann, ist es 
erforderlich, dass der Zeitraum des dauernden Getrenntlebens beim BZSt ge-
speichert wird. 

Zu Nummer 5 
Bei Arbeitnehmern wird die steuerliche Freistellung des Existenzminimums ei-
nes Kindes im laufenden Kalenderjahr grundsätzlich über das Kindergeld be-
wirkt (§ 31 Satz 3 EStG). Nur bei den Zuschlagsteuern (Solidaritätszuschlag, 
Kirchensteuer) wirken sich die Kinderfreibeträge im Lohnsteuerabzugs-verfah-
ren aus. 
Zu diesem Zweck sind die Meldebehörden verpflichtet, dem BZSt für jeden Ar-
beitnehmer die Kinder mit ihrer Identifikationsnummer mitzuteilen. Vorausset-
zung ist, dass das Kind mit Hauptwohnsitz oder alleinigem Wohnsitz im Zustän-
digkeitsbereich der Meldebehörde gemeldet ist und das Kind das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat. 
Das BZSt berücksichtigt dann automatisch bei minderjährigen Kindern in den 
Steuerklassen I bis IV die sogenannten Kinderfreibetragszähler bei beiden El-
ternteilen entsprechend der Regelungen in § 38b Absatz 2 EStG, sofern Eltern 
und Kinder in derselben Gemeinde wohnen. 
Von einer automatischen Berücksichtigung eines minderjährigen Kindes kann 
im Lohnsteuerabzugsverfahren jedoch abgesehen werden, wenn der Arbeitneh-
mer einen entsprechenden Antrag stellt (§ 38b Absatz 3 EStG). Damit der An-
trag im ELStAM-Verfahren berücksichtigt werden kann, ist es erforderlich, dass 
das BZSt die Bildung einer geringeren Zahl der Kinderfreibeträge als Lohnsteu-
erabzugsmerkmal speichert. 
Zu Nummer 6 
Damit dem Arbeitgeber die ELStAM zum Abruf bereitgestellt werden können, 
speichert das BZSt die Lohnsteuerabzugsmerkmale (§ 39e Absatz 2 Satz 1 
EStG). Zu den Lohnsteuerabzugsmerkmalen gehört unter anderem der Freibe-
trag und der Hinzurechnungsbetrag (§ 39 Absatz 4 Nummer 3 EStG), die sich 
aus der Summe der in § 39a Absatz 1 Satz 1 EStG genannten Beträge ermitteln 
(zum Beispiel die Pauschbeträge für Menschen mit Behinderungen und Hinter-
bliebene). 
Für die Bildung der Lohnsteuerabzugsmerkmale steht dem Finanzamt das elekt-
ronische Verfahren LAVENDEL zur Verfügung; das gilt auch für Freibetrag und 
Hinzurechnungsbetrag. Damit für das Finanzamt insbesondere bei einem späte-
ren Antrag auf Änderung erkennbar und nachvollziehbar ist, wie sich Freibetrag 
und Hinzurechnungsbetrag zusammensetzen, ist es zwingend erforderlich, dass 
auch die in § 39a Absatz 1 Satz 1 EStG genannten Beträge beim BZSt gespei-
chert werden. 
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Zu Nummer 7 und Nummer 8 
Auf Antrag des Arbeitnehmers können Pauschbeträge für Menschen mit Behin-
derungen und Hinterbliebene bereits beim Lohnsteuerabzug berücksichtigt wer-
den. Bei Vorliegen der Voraussetzungen in § 33b Absatz 1 bis 5 EStG bildet das 
Finanzamt in Höhe des jeweiligen Pauschbetrags einen Freibetrag. 
Damit das Finanzamt bezüglich des Pauschbetrags für Menschen mit Behinde-
rungen im Verfahren LAVENDEL den Freibetrag nach Maßgabe des § 33b Ab-
satz 3 EStG in zutreffender Höhe bilden kann, ist es erforderlich, dass der Grad 
der Behinderung, die weiteren gesundheitlichen Merkmale mit dem Merkzei-
chen „H“ (hilflos), „Bl“ (blind) oder „TBl“ (taubblind) sowie der Gültigkeits-
zeitraum der Feststellungen beim BZSt gespeichert werden. 
Hinsichtlich der Berücksichtigung des Pauschbetrags für Hinterbliebene ist es 
notwendig, dass zum einen das Datum, ab dem der Arbeitnehmer Hinterbliebe-
ner ist, und zum anderen der Zeitraum, in dem die Voraussetzung als Hinterblie-
bener erfüllt sind, beim BZSt gespeichert werden. 
Zu Nummer 9 
Der Arbeitgeber hat bei Beginn des Dienstverhältnisses die ELStAM für den 
Arbeitnehmer beim BZSt abzurufen. Dazu muss der Arbeitgeber den Arbeitneh-
mer beim BZSt einmalig anmelden und dadurch dessen ELStAM anfordern. 
In der Anmeldung hat der Arbeitgeber neben dem Beschäftigungsbeginn das so-
genannte Referenzdatum anzugeben. Das Referenzdatum ist das Datum, ab dem 
dem Arbeitgeber die ELStAM des Arbeitnehmers bereitgestellt werden sollen. 
Bei neu eingestellten Arbeitnehmern ist das Referenzdatum in der Regel iden-
tisch mit dem Datum des Beschäftigungsbeginns. 
Zu einer Abweichung kann es allerdings zum Beispiel kommen, wenn zunächst 
ein geringfügiges Beschäftigungsverhältnis mit Lohnsteuerpauschalierung ver-
einbart ist und erst später eine Besteuerung des Arbeitslohns im Regelverfahren 
erfolgt. Bei einer solchen Lohnsteuerpauschalierung verzichtet der Arbeitgeber 
auf den Abruf der ELStAM. Einer Bereitstellung der ELStAM durch das BZSt 
bedarf es nicht. Beim Wechsel zum Regelverfahren fallen das Datum des Be-
schäftigungsbeginns und das Referenzdatum auseinander. Daher ist das Refe-
renzdatum durch das BZSt zu speichern. 
Zu Nummer 10 
Da die Bildung von elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmalen durch das Fi-
nanzamt ausschließlich im Verfahren LAVENDEL erfolgt, ist es erforderlich, 
dass Informationen (Hinweise), die für das Finanzamt bei der Bearbeitung zwin-
gend erforderlich sind, beim BZSt gespeichert werden. Eine zweckfremde Spei-
cherung von Informationen ist ausgeschlossen. 
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7. Zu Artikel 1 Nummer 2 (§ 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 6b EStG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob in § 4 
Absatz 5 Satz 1 Nummer 6b EStG (Aufwendungen für ein häusliches Arbeits-
zimmer) in Bezug auf die Jahrespauschale in Höhe von 1 250 Euro für die Nut-
zung eines häuslichen Arbeitszimmers eine Ergänzung zur Regelung der Fälle 
aufzunehmen ist, in denen ein häusliches Arbeitszimmer durch mehrere Personen 
genutzt wird.  

Begründung: 
Als Ausnahme zu dem Grundsatz, dass Aufwendungen für ein häusliches Ar-
beitszimmer den Gewinn eines Steuerpflichtigen nicht mindern dürfen, ist nach 
dem Gesetzentwurf der Abzug eines Pauschalbetrags von 1 250 Euro vorgese-
hen für Fälle, in denen dem Steuerpflichtigen kein anderer Arbeitsplatz zur Ver-
fügung steht. Die Gewährung dieses Pauschalbetrags knüpft an dieselben Vo-
raussetzungen an, unter denen bisher der Abzug nachgewiesener Aufwendungen 
bis zu einem Höchstbetrag von 1 250 Euro möglich war. Bei Nutzung eines Ar-
beitszimmers durch mehrere Steuerpflichtige galt der bisherige Höchstbetrag 
personenbezogen. 
Nach der Begründung zum Gesetzentwurf soll die Jahrespauschale raumbezogen 
anzuwenden sein. Üben mehrere Steuerpflichtige ihre betriebliche oder berufli-
che Tätigkeit in demselben häuslichen Arbeitszimmer aus, soll der Betrag von 
1 250 Euro auf die nutzenden Steuerpflichtigen aufzuteilen sein. Der Betrag soll 
abweichend von der bisherigen Rechtslage nicht personenbezogen vervielfacht, 
sondern insgesamt nur einmal gewährt werden. 
Die vorgenannte gesetzgeberische Intention kommt in der nachfolgend wieder-
gegebenen Formulierung im Gesetzentwurf (Nummer 6b) nicht zum Ausdruck: 
[…] „Steht für die betriebliche und berufliche Tätigkeit dauerhaft kein anderer 
Arbeitsplatz zur Verfügung, können die Aufwendungen für die gesamte betrieb-
liche und berufliche Betätigung pauschal mit dem Betrag von 1 250 Euro im 
Wirtschafts- oder Kalenderjahr (Jahrespauschale) abgezogen werden; […]“ 
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Das Merkmal, dass für die betriebliche und berufliche Tätigkeit kein anderer 
Arbeitsplatz zur Verfügung stehen darf, ist bezogen auf den einzelnen Steuer-
pflichtigen zu prüfen. Erfüllt ein Steuerpflichtiger diese Voraussetzung, so steht 
ihm nach der Fassung im Gesetzentwurf des § 4 Absatz 5 Nummer 6b Satz 2 
erster Halbsatz EStG-E der Abzug des Pauschalbetrags in Höhe von 1 250 Euro 
zu. Ohne ausdrückliche gesetzliche Festlegung gibt es keine Grundlage, diesen 
Betrag dem einzelnen Steuerpflichtigen nur anteilig zu gewähren, wenn weitere 
Nutzer des Arbeitszimmers ebenfalls den Pauschalbetrag in Anspruch nehmen. 
Eine entsprechende Klarstellung wird auch deshalb für erforderlich gehalten, 
weil sich die Regelungen des § 4 Absatz 5 EStG generell auf den Gewinn eines 
Steuerpflichtigen beziehen, so dass ohne ausdrückliche anderslautende Rege-
lung auch der Pauschalbetrag personenbezogen gewährt werden müsste. Die Er-
wähnung der Raumbezogenheit lediglich in der Begründung zum Gesetzentwurf 
ist in Anbetracht dieser Systematik des § 4 Absatz 5 EStG zum Erreichen des 
angestrebten Ergebnisses nicht ausreichend oder wenigstens mit großen Rechts-
unsicherheiten behaftet. 
Im Zuge der Prüfung könnte im Interesse der Rechtssicherheit gleichzeitig gere-
gelt werden, nach welchem Maßstab die Verteilung der Pauschale auf die Nut-
zenden des Arbeitszimmers zu erfolgen hat. Denkbar wäre eine anteilige Vertei-
lung nach dem zeitlichen Umfang der Nutzung oder aber eine Verteilung nach 
Köpfen. 

8. Zu Artikel 1 Nummer 13 Buchstabe a (§ 51 Absatz 4 Nummer 1 EStG) 

Artikel 1 Nummer 13 Buchstabe a ist wie folgt zu fassen: 

„a) In Nummer 1 werden die Wörter „und § 50a Absatz 5 Satz 6“ gestrichen.“ 

Begründung: 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. Zusätzlich zum Gesetzeszitat 
ist auch das Wort „und“ zu streichen, da die Aufzählung mehrerer Rechtsnormen 
entfällt. 
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9. Zu Artikel 4 Nummer 1 (§ 3 Nummer 72 EStG) 
  Artikel 9 Nummer 4 (§ 12 Absatz 3 UStG) 

a) Der Bundesrat stellt fest, dass Photovoltaikanlagen eine zuverlässige, unab-
hängige und nachhaltige Energieversorgung sicherstellen und die Bürgerin-
nen und Bürger unseres Landes vor Energiepreisschwankungen schützen. Sie 
leisten so einen gezielten und damit wesentlichen Beitrag zur Energiewende 
und dienen der Umsetzung der umweltspezifischen Verpflichtungen der EU 
im Bereich der Dekarbonisierung und dem Green Deal. Es sollten daher steu-
erliche Anreize zur verstärkten Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quel-
len geschaffen und damit der Zugang zu umweltfreundlichen Energieproduk-
ten erleichtert werden. 

b) Daher hatte sich der Bundesrat bereits im November 2021 dafür ausgespro-
chen, steuerliche Hürden bei Anschaffung und Betrieb kleiner Photovoltaik-
Anlagen (PV-Anlagen) abzubauen. Der Bundesrat begrüßt, dass die Bundes-
regierung diesen Beschluss der Länder in dem vorliegenden Gesetzentwurf 
umsetzt. Ziel ist es, die Betreiberinnen und Betreiber hinsichtlich des Be-
triebs kleiner PV-Anlagen von allen steuerlichen Pflichten zu entbinden und 
damit einen umfassenden und deutlichen Beitrag zur Steuervereinfachung 
und zum Bürokratieabbau zu leisten. 

c) Mit der gesetzlichen Verankerung einer Einkommensteuerbefreiung für die 
Einnahmen und Entnahmen aus dem Betrieb von kleinen Photovoltaikanla-
gen wird für die Betreiberinnen und Betreiber Rechtssicherheit im Vergleich 
zur bisher nur im Verwaltungswege gewährten Vereinfachungsregelung ge-
schaffen. Die Steuerbefreiung gilt unabhängig von der Verwendung des er-
zeugten Stroms und stellt damit im Vergleich zur bisherigen Rechtslage eine 
weitere Vereinfachung dar. Durch die Ausdehnung der Grenze über 10 Kilo-
watt (peak) hinaus werden auch Betreiberinnen und Betreiber größerer Pho-
tovoltaikanlagen – insbesondere auf Mehrfamilienhäusern – von ertragsteu-
erlichen Pflichten im Zusammenhang mit begünstigen Photovoltaikanlagen 
– wie etwa der Abgabe einer Einnahmen-Überschuss-Rechnung – entlastet. 
Insoweit werden gezielt bürokratische Hürden abgebaut.  
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d) Ein Nullsteuersatz für die Lieferung und Installation von Photovoltaikanla-
gen, die sich unter anderem auf oder in der Nähe von Wohngebäuden befin-
den, nutzt den Spielraum zielgenau aus, den die EU mit der jüngsten Reform 
zu den Mehrwertsteuersätzen den Mitgliedstaaten gegeben hat. Zugleich 
wird damit die Autarkie der Energieversorgung in Deutschland für Verbrau-
cherinnen und Verbraucher nachhaltig gestärkt.  

Die Maßnahme hat für Betreiberinnen und Betreiber solcher Anlagen, aber 
auch für die Steuerverwaltung, wesentliche Vereinfachungen und Erleichte-
rungen zur Folge: Betreiberinnen und Betreiber werden damit auch ohne 
Verzicht auf die Kleinunternehmerregelung wirtschaftlich von der Vorsteuer 
entlastet. 

Der Bürokratieaufwand im Regelbesteuerungsverfahren entfällt für Betrei-
berinnen und Betreiber sowie die Finanzverwaltung gleichermaßen. 

e) Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren sicher zu stellen, 
dass die mit dem Nullsteuersatz verbundenen Potenziale zum Bürokratieab-
bau tatsächlich ausgeschöpft werden. Nach derzeitiger Rechtslage würden 
auch für die Betreiberinnen und Betreiber von PV-Anlagen als Kleinunter-
nehmer noch steuerliche Erfassungs- und Erklärungspflichten verbleiben. 
Der Bundesrat bittet daher zu prüfen, ob Kleinunternehmer von diesen steu-
erlichen Pflichten freigestellt werden können.  

f) Die Steuerbefreiung in § 3 Nummer 72 EStG-E gilt nach § 7 Satz 1 GewStG 
auch für die Gewerbesteuer. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung daher 
zu prüfen, ob § 3 Nummer 32 GewStG zukünftig entfallen kann. 

10. Zu Artikel 4 Nummer 1 Buchstabe b (§ 3 Nummer 72 EStG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob der 
sachliche Anwendungsbereich der neu vorgesehenen Ertragsteuerbefreiung für 
Photovoltaikanlagen in § 3 Nummer 72 EStG-E neben den genannten Gebäuden 
auch Gebäude umfassen sollte, die keine Einfamilienhäuser sind und nicht über-
wiegend Wohnzwecken dienen. 

Begründung: 
Die neue Steuerbefreiungsvorschrift in § 3 Nummer 72 EStG-E umfasst unter 
Satz 1 Buchstabe a die Einnahmen sowie die Entnahmen aus dem Betrieb von 
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Photovoltaikanlagen mit einer installierten Bruttonennleistung laut Markt-
stammdatenregister von 30 kW (peak) auf Einfamilienhäusern und nicht Wohn-
zwecken dienenden Gebäuden (zum Beispiel Gewerbeimmobilien). Die Steuer-
befreiung gilt nach Satz 1 Buchstabe b ebenfalls für Mehrfamilienhäuser und 
gemischt genutzte Gebäude mit Wohn- und Gewerbeeinheiten mit überwiegen-
der Nutzung zu Wohnzwecken bis zu einer Bruttonennleistung von 15 KW 
(peak) je Wohn- und Gewerbeeinheit, maximal 100 kW (peak) pro Steuerpflich-
tigen beziehungsweise Mitunternehmerschaft.  
Mischgebäude, die nicht überwiegend Wohnzwecken dienen, werden hingegen 
nicht von dem sachlichen Anwendungsbereich der Steuerbefreiungsvorschrift 
umfasst.  
Beispiele: 
Ein Gebäude (kein Einfamilienhaus) wird 
a) zu 100 Prozent gewerblich genutzt - § 3 Nummer 72 Satz 1 Buchstabe a 

EStG-E; 
b) zu 49 Prozent gewerblich und zu 51 Prozent zu Wohnzwecken genutzt - 

§ 3 Nummer 72 Satz 1 Buchstabe b EStG-E; 
c) zu 51 Prozent gewerblich und zu 49 Prozent zu Wohnzwecken genutzt - 

keine Anwendung von § 3 Nummer 72 EStG-E. 
Sachliche Gründe für die Ungleichbehandlung sind nicht ersichtlich. Es sollte 
geprüft werden, ob der sachliche Anwendungsbereich um Gebäude, die keine 
Einfamilienhäuser sind und nicht überwiegend Wohnzwecken dienen, erweitert 
werden sollte.  

11. Zu Artikel 4 Nummer 1a - neu - (§ 6  Absatz 2 Satz 1, Absatz 2a EStG 
     Nummer 13 Buchstabe b1 - neu - 
         (§ 52 Absatz 12 Satz 5a - neu -, 
              Satz 7a - neu -, 
              Satz 7b - neu - EStG) 

Artikel 4 ist wie folgt zu ändern: 

a) Nach Nummer 1 ist folgende Nummer 1a einzufügen: 

„1a.  § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „800 Euro“ durch die An-
gabe „1 000 Euro“ ersetzt. 

b) Absatz 2a wird aufgehoben.“ 

b) In Nummer 13 ist nach Buchstabe b folgender Buchstabe b1 einzufügen: 

„b1)  Absatz 12 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 5 wird folgender Satz eingefügt: 

V
orabfassung - w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt



Drucksache 20/4229  - 18 - 
 

 

„§ 6 Absatz 2 Satz 1 in der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes 
vom [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorlie-
genden Änderungsgesetzes] ist erstmals bei Wirtschafts-gütern 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2022 angeschafft, her-
gestellt oder in das Betriebsvermögen eingelegt werden.“ 

b) Nach Satz 7 werden folgende Sätze eingefügt: 

„§ 6 Absatz 2a in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 
27. Juni 2017 (BGBl. I S. 2074) ist letztmals bei Wirtschaftsgü-
tern anzuwenden, die vor dem 1. Januar 2023 angeschafft, her-
gestellt oder in das Betriebsvermögen eingelegt worden sind. Für 
Sammelposten, die am 31. Dezember 2022 noch vorhanden 
sind, ist Absatz 2a in der am 31. Dezember 2022 geltenden Fas-
sung weiter anzuwenden.““ 

Begründung: 
Zu Buchstabe a: 
Nach derzeitiger Rechtslage können die Anschaffungs- und Herstellungskosten 
von sogenannten geringwertigen Wirtschaftsgütern sofort als Betriebsausgabe 
abgezogen werden, sofern ihr Nettowert 800 Euro nicht übersteigt.  
Alternativ kann bei Wirtschaftsgütern, deren Wert mehr als 250 Euro, jedoch 
nicht mehr als 1 000 Euro beträgt, von einer Einzelbewertung abgesehen und 
stattdessen ein Sammelposten gebildet werden. Dieser ist dann über 5 Jahre 
gleichmäßig gewinnmindernd aufzulösen (Poolabschreibung).  
Da die Entscheidung zur Bildung eines Sammelpostens für alle im Wirtschafts-
jahr angeschafften, hergestellten bzw. eingelegten Wirtschaftsgüter einheitlich 
getroffen werden muss und die Möglichkeit der Sofortabschreibung damit ent-
fällt, ist der praktische Anwendungsbereich dieser verhältnismäßig komplexen 
Vorschrift seit jeher stark begrenzt. Dies gilt umso mehr, seitdem die Grenze zur 
Sofortabschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter 800 Euro beträgt. 
Eine Ausweitung der Sofortabschreibung auf Wirtschaftsgüter, deren Anschaf-
fungs- beziehungsweise Herstellungskosten nicht mehr als 1 000 Euro betragen 
haben und ein gleichzeitiger Wegfall der Poolabschreibung würden daher zu ei-
ner Vereinfachung des Steuerrechts und zum Abbau von Bürokratie- und Ver-
waltungsaufwand beitragen. Zudem würden insbesondere Kleinst- und Kleinun-
ternehmen von der zusätzlichen Liquidität profitieren. 
Zu Buchstabe b: 
Folgeänderung aufgrund der Anhebung der Grenze für eine Sofortabschreibung 
als geringwertiges Wirtschaftsgut. 
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12. Zu Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb (§ 7 Absatz 4 Satz 2 
                   EStG) 

a) Der Bundesrat stellt fest, dass Abschreibungen eine standardisierte, pau-
schale Ermittlungsmethode zur Abbildung der regelmäßigen Wertminderung 
von Wirtschaftsgütern bei der Einkünfteermittlung darstellen. Ermittlungs-
grundlage bildet für den Bereich der linearen Abschreibung grundsätzlich die 
betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer. Bei Gebäuden wird ein typisierter Ab-
schreibungssatz auf Basis einer unterstellten Nutzungsdauer von 33, 40 be-
ziehungsweise 50 Jahren herangezogen. Nach Auffassung des Bundesrates 
handelt sich hierbei um ein bewährtes, unbürokratisches Instrumentarium, 
das als Grundsatz beibehalten werden sollte. 

b) Der Bundesrat ist sich bewusst, dass gerade bei Gebäuden, die aufgrund ihrer 
Funktion und Baubeschaffenheit explizit darauf ausgelegt sind, deutlich kür-
zeren Zeiträumen als die typisierende Nutzungsdauer zu dienen, eine adä-
quate Methode zur steuerlichen Berücksichtigung dieser Tatsache notwendig 
ist. Für diese Fälle ist es im geltenden Recht nach § 7 Absatz 4 Satz 2 EStG 
möglich, die Abschreibung nach der voraussichtlichen tatsächlichen Nut-
zungsdauer vorzunehmen.  

c) Mit Urteil vom 28. Juli 2021 - Az. IX R 25/19 - stellte der Bundesfinanzhof 
fest, dass sich Steuerpflichtige zur Darlegung einer kürzeren tatsächlichen 
Nutzungsdauer bei Gebäuden jeder Methode bedienen können, die im Ein-
zelfall zur Führung des erforderlichen Nachweises geeignet erscheint. Der 
Bundesrat erkennt an, dass die bisherigen Anforderungen der Finanzverwal-
tung an den Nachweis einer tatsächlich kürzeren Nutzungsdauer von Gebäu-
den entsprechend angepasst werden müssen. Eine generelle Abschaffung der 
bisherigen gesetzlichen Ausnahmeregelung wäre allerdings nach Überzeu-
gung des Bundesrates problematisch. Eine Regelung durch Streichung würde 
letztlich keine Klarheit und Rechtssicherheit bedeuten, sondern wäre streit-
befangen.  
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d) Der Bundesrat ist der Auffassung, dass eine Streichung des § 7 Absatz 4 
Satz 2 EStG im Ergebnis auch dazu führen würde, dass in Fällen von Be-
triebsgebäuden mit einer objektiv deutlich kürzeren Nutzungsdauer ein 
Großteil des Abschreibungsvolumens im Wege einer außergewöhnlichen 
Abschreibung des Restwertes in das letzte Wirtschaftsjahr der Nutzung ver-
lagert werden würde. Diese Vorgehensweise widerspricht dem Grundsatz, 
den Wertverzehr gleichbleibend über die gesamte Nutzungsdauer eines Wirt-
schaftsguts zu verteilen, und würde in bestimmten Wirtschaftsbranchen zu 
erheblichen Gewinnverschiebungen führen. 

e) Vor diesem Hintergrund fordert der Bundesrat, im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren einen Regelungsvorschlag vorzulegen, der anstelle einer Strei-
chung des § 7 Absatz 4 Satz 2 EStG eine Konkretisierung der Kriterien zum 
Ansatz einer kürzeren Nutzungsdauer vornimmt. Nur so kann sichergestellt 
werden, dass auch künftig kürzere Nutzungszeiträume von Gebäuden steuer-
lich angemessen berücksichtigt und insoweit Rechtsstreitigkeiten von vorne-
herein vermieden werden können.  

13. Zu Artikel 4 Nummer 3 Buchstabe a -neu -  
           (§ 10 Absatz 1 Nummer 3 Satz 2,  
              2. Halbsatz - neu - EStG) 
     Nummer 5a    (§ 32 Absatz 6 Satz 12 - neu - EStG)  

Artikel 4 ist wie folgt zu ändern: 

a) Nummer 3 ist wie folgt zu fassen: 

„3. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 3 wird der Punkt am Ende von Satz 2 durch ein 
Komma ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„Voraussetzung für die Berücksichtigung der Beiträge ist die An-
gabe der erteilten Identifikationsnummer (§ 139b der Abgabenord-
nung) des Kindes in der Einkommensteuererklärung des Steuer-
pflichtigen.“ 

b) Absatz 3 Satz 6 wird wie folgt gefasst: 

„Der Prozentsatz in Satz 4 … <weiter wie Vorlage>“ 
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b) Nach Nummer 5 ist folgende Nummer 5a einzufügen: 

„5a.  Dem § 32 Absatz 6 wird folgender Satz angefügt:  

„Voraussetzung für die Berücksichtigung der Freibeträge ist die An-
gabe der erteilten Identifikationsnummer (§ 139b der Abgabenord-
nung) des Kindes in der Einkommensteuererklärung des Steuer-
pflichtigen.““ 

Begründung: 
Der Rechnungshof Rheinland-Pfalz hat in seiner Prüfung der steuerlichen Be-
rücksichtigung von Kindern (vgl. Jahresbericht des Rechnungshofs vom 
15. Februar 2022 zu Nummer 4, Landtag Rheinland-Pfalz Drs. 18/2400) Bear-
beitungsmängel festgestellt. Bei der Übertragung von Kranken- und Pflegever-
sicherungsbeiträgen und Pauschbeträgen für Menschen mit Behinderung von 
Kindern auf Ihre Eltern sei es zu Doppelberücksichtigungen sowohl bei den Kin-
dern als auch bei den Eltern gekommen. Diese Doppelberücksichtigungen führt 
der Rechnungshof u.a. darauf zurück, dass die steuerlichen Identifikationsnum-
mern der Kinder vielfach nicht in der Anlage Kind zur Einkommensteuererklä-
rung der Eltern eingetragen waren. Der Rechnungshof hat hierzu festgestellt, 
dass eine gesetzliche Verpflichtung zur Angabe der steuerlichen Identifikations-
nummer des Kindes nur für den Fall der Übertragung eines dem Kind zustehen-
den Behinderten-Pauschbetrags oder Hinterbliebenenpauschbetrags existiere. 
Da alle mit der Anlage Kind der Einkommensteuererklärung geltend gemachten 
Steuerbegünstigungen auf dem Kinderfreibetrag oder dem Freibetrag für den 
Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf basieren, hat der Rech-
nungshof empfohlen, auf eine generelle gesetzliche Verpflichtung zur Angabe 
der steuerlichen Identifikationsnummer des Kindes schon bei deren Beantragung 
hinzuwirken. 
Die angegebenen Änderungen normieren die Angabe der steuerlichen Identifi-
kationsnummer des Kindes als Tatbestandsmerkmal bedingter Steuerbegünsti-
gungen nach dem Vorbild der Regelung in § 33b Absatz 5 Satz 5 EStG. 
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14. Zu Artikel 6a - neu - (§ 65 Absatz 3a Satz 4, 5 EStDV) 

Nach Artikel 6 ist folgender Artikel 6a einzufügen: 

„Artikel 6a 

Änderung der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung“ 

§ 65 Absatz 3a der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Mai 2000 (BGBl. I S. 717), die zuletzt durch Ar-
tikel 10 des Gesetzes vom 2. Juni 2021 (BGBl. I S. 1259) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:  

a) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Neben den nach § 93c Absatz 1 der Abgabenordnung zu übermittelnden Da-
ten sind zusätzlich folgende Daten zu übermitteln: 

1. der Grad der Behinderung, 

2. die Feststellung weiterer gesundheitlicher Merkmale (Merkzeichen): 

a) G (erheblich gehbehindert), 

b) aG (außergewöhnlich gehbehindert), 

c) B (ständige Begleitung notwendig), 

d) H (hilflos), 

e) Bl (blind), 

f) Gl (gehörlos), 

g) TBl (taubblind), 

3. die Einstufung als pflegebedürftige Person mit schwersten Beeinträchti-
gungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten in den Pflegegraden 4 
oder 5, 

4. die Dauer der Gültigkeit der Feststellung, 

5. das Datum des Antrags auf Feststellung einer Behinderung, 

6. das Datum des Bescheides über die Feststellung einer Behinderung, 

7. die Kennzeichnung im Fall einer rückwirkenden Feststellung einer Be-
hinderung, 
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8. das Datum der Wirksamkeit der Feststellung einer Behinderung im Fall 
einer rückwirkenden Feststellung.“ 

b) In Satz 5 werden nach dem Wort „hat“ die Wörter „ihre erstmalige Feststel-
lung sowie“ eingefügt.“  

Folgeänderung: 

Das Inhaltsverzeichnis ist wie folgt zu ändern: 

Nach der Angabe zu Artikel 6 ist folgende Angabe einzufügen: 

„Artikel 6a  Änderung der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung“ 

Begründung: 
Durch die Regelung in § 65 Absatz 3a der Einkommensteuer-Durchführungs-
verordnung (EStDV) soll für Menschen mit Behinderung und Pflegebedürftige 
künftig der bisher für die Inanspruchnahme der Pauschbeträge erforderliche 
Nachweis des Grades der Behinderung beziehungsweise der Pflegebedürftigkeit 
in „Papierform“ entfallen. Dies stellt für die Bürgerinnen und Bürger, deren Ar-
beitgeber und auch für die Verwaltung eine erhebliche Vereinfachung dar. 
Durch die vorgeschlagenen Änderungen wird der Umfang der zu übermittelnden 
Daten an den aktuellen Gesetzeswortlaut des § 33b EStG angepasst und zugleich 
den verfahrensrechtlichen Änderungsvorschriften der Abgabenordnung Rech-
nung getragen. Die Änderungen sind auf Fachebene abgestimmt und Grundlage 
für eine zeitnahe Einführung des elektronischen Verfahrens. 
Zu Buchstabe a: 
§ 65 Absatz 3a Satz 4 Nummer 2 Buchstabe g 
Da taubblinden Menschen nach § 33b Absatz 3 Satz 3 EStG ab dem Veranla-
gungszeitraum 2021 der erhöhte Pauschbetrag für Menschen mit Behinderungen 
gewährt wird, ist zukünftig auch das Merkzeichen TBl (taubblind) zu übermit-
teln. 
§ 65 Absatz 3a Satz 4 Nummern 3 und 4 
Die Mitteilung der Feststellung, dass die Behinderung zu einer dauernden Ein-
buße der körperlichen Beweglichkeit geführt hat beziehungsweise, dass die Be-
hinderung auf einer typischen Berufskrankheit beruht, ist ab dem Veranlagungs-
zeitraum 2021 mangels steuerlicher Bedeutung nicht mehr erforderlich. Die bis-
herigen Nummern 3 und 4 werden daher gestrichen. 
Die bisherige Nummer 5 („die Einstufung als pflegebedürftige Person mit 
schwersten Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten in den 
Pflegegraden 4 oder 5“) wird Nummer 3. 
Die bisherige Nummer 6 („Dauer der Gültigkeit der Feststellung“) wird Num-
mer 4. 

V
orabfassung - w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt



Drucksache 20/4229  - 24 - 
 

 

Die Gültigkeit ist auf dem Schwerbehindertenausweis im Format MMJJJJ ange-
geben. Es handelt sich um den Zeitraum, für den der Grad der Behinderung fest-
gestellt wird. In Fällen, in denen es sich um eine rückwirkende Feststellung für 
Zeiträume vor der Antragstellung handelt, ist als Beginn der Gültigkeit der Fest-
stellung der rückwirkende Zeitpunkt im Format MMJJJJ zu übermitteln. In Fäl-
len, in denen der Grad der Behinderung dauerhaft festgestellt wird, ist als Ablauf 
der Gültigkeit „999999“ zu übermitteln.  
§ 65 Absatz 3a Satz 4 Nummer 5 
Das Datum des Antrags auf Feststellung einer Behinderung ist für die Anwend-
barkeit der Ablaufhemmung nach § 171 Absatz 10 AO maßgeblich, da die Ab-
laufhemmung der Festsetzungsfrist nur gilt, sofern der Grundlagenbescheid vor 
Ablauf der für den Folgebescheid geltenden Festsetzungsfrist bei der zuständi-
gen Behörde beantragt worden ist (vgl. § 171 Absatz 10 Satz 3 AO). Daneben 
sind die Daten zu übermitteln, um den der Mitteilung zugrunde liegenden Be-
scheid über die Feststellung der Behinderung eindeutig bestimmen zu können. 
§ 65 Absatz 3a Satz 4 Nummer 6 
Zur Bestimmung des Datums der Bekanntgabe und der Unanfechtbarkeit des 
Bescheides über die Feststellung der Behinderung (wegen möglicher Wider-
spruchs- und Klageverfahren) ist dessen Datum zu übermitteln. Daneben ist das 
Datum zu übermitteln, um den der Mitteilung zugrunde liegenden Bescheid über 
die Feststellung der Behinderung eindeutig bestimmen zu können. 
§ 65 Absatz 3a Satz 4 Nummer 7 
In vielen Fällen wird eine rückwirkende Feststellung einer Behinderung für Zeit-
räume vor der Antragstellung nach § 152 Absatz 1 Satz 2 SGB IX beantragt. In 
diesen Fällen ist der Fall als rückwirkende Feststellung einer Behinderung zu 
kennzeichnen. Den Anträgen wird bei medizinischer Begründetheit in der Regel 
ohne weiteres entsprochen. 
§ 65 Absatz 3a Satz 4 Nummer 8 
Im Falle einer rückwirkenden Feststellung einer Behinderung für Zeiträume vor 
der Antragstellung sagt das Datum des Bescheides über die Feststellung einer 
Behinderung (vgl. Satz 4 Nummer 6 - neu -) nichts über den Zeitpunkt der rück-
wirkenden Feststellung einer Behinderung aus. Daher ist zusätzlich neben dem 
Datum des Bescheides auch das Datum der Wirksamkeit der Feststellung einer 
Behinderung (ab welchem Datum liegt der Grad der Behinderung vor) mitzutei-
len. 
Zu Buchstabe b: 
§ 65 Absatz 3a Satz 5 
Die Lieferzeitpunkte sind zu vereinheitlichen. Die unverzügliche Übermittlung 
unterjähriger erstmaliger Feststellungen stellt gegenüber einem festen Liefer-
zeitpunkt (1. Oktober) eine zeitnahe Berücksichtigung im Lohnsteuer-ermäßi-
gungs- und Einkommensteuervorauszahlungsverfahren sicher. 
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15. Zu Artikel 6a - neu - (§ 5 Absatz 1 Nummer 2,  
         § 34 Absatz 3 Satz 2a - neu -,        
          Satz 2b - neu - KStG)  

Nach Artikel 6 ist folgender Artikel 6a einzufügen: 

„Artikel 6a 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Ok-
tober 2002 (BGBl. I S. 4144), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
25. Juni 2021 (BGBI. I S. 2056) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Absatz 1 Nummer 2 werden die Wörter „die Investitionsbank Sachsen-
Anhalt – Anstalt der Norddeutschen Landesbank – Girozentrale– “ durch die 
Wörter „die Investitionsbank Sachsen-Anhalt“ ersetzt. 

2. In § 34 Absatz 3 werden nach Satz 2 folgende Sätze eingefügt:  

„§ 5 Absatz 1 Nummer 2 ist für die Investitionsbank Sachsen-Anhalt erst-
mals für den Veranlagungszeitraum 2023 anzuwenden. Die Steuerbefreiung 
nach § 5 Absatz 1 Nummer 2 in der bis zum …. [einsetzen: Tag vor der erst-
maligen Anwendung der mit dem vorliegenden Gesetz erfolgenden Ände-
rung des KStG] geltenden Fassung ist für die Investitionsbank Sachsen-An-
halt – Anstalt der Norddeutschen Landesbank – Girozentrale – letztmalig für 
den Veranlagungszeitraum 2023 anzuwenden.““ 

Folgeänderung: 

Das Inhaltsverzeichnis ist wie folgt zu ändern: 

Nach der Angabe zu Artikel 6 ist folgende Angabe einzufügen: 

„Artikel 6a  Änderung des Körperschaftsteuergesetzes“ 

V
orabfassung - w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt



Drucksache 20/4229  - 26 - 
 

 

Begründung: 
Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat am 15. Dezember 2021 das Gesetz zur Er-
richtung der Investitionsbank Sachsen-Anhalt als rechtlich selbständige För-
derbank (IB ErrG, GVBl. LSA S. 598) beschlossen. 
Dieses Gesetz legt eine rechtliche Verselbständigung der Investitionsbank Sach-
sen-Anhalt zum 1. März 2023 fest. Gemäß § 1 Absatz 1 IB ErrG errichtet das 
Land Sachsen-Anhalt hierfür eine Anstalt des öffentlichen Rechts. Bis zu diesem 
Zeitpunkt ist die Investitionsbank Sachsen-Anhalt eine teilrechtsfähige Anstalt 
innerhalb der Anstalt der Norddeutschen Landesbank – Girozentrale –. 
Die Investitionsbank Sachsen-Anhalt ist gemäß § 5 Absatz 1 IB ErrG das zent-
rale Förderinstitut des Landes und unterstützt das Land in dessen Auftrag bei der 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben. Das Tätigkeitsfeld der Förderbank bleibt un-
verändert. 
Nach der derzeitigen Gesetzesfassung ist die Investitionsbank Sachsen-Anhalt – 
Anstalt der Norddeutschen Landesbank – Girozentrale – von der Körperschafts-
teuer befreit. Diese Befreiung soll auch für die Gesamtrechts-nachfolgerin In-
vestitionsbank Sachsen-Anhalt gelten.  

16. Zu Artikel 6a - neu -    (§ 27 Absatz 8 Satz 1, 3, 4, 9,  
           § 34 Absatz 10 KStG) 
  Artikel 6a1 - neu -    (§ 7  Absatz 2, § 8a Absatz 3 - neu -,  
           § 9 KapErhStG) 
  Artikel 22 Nummer 2 - neu - (§ 5  Absatz 1 Satz 1 Nummer 29 FVG) 

Der Gesetzentwurf ist wie folgt zu ändern: 

a) Nach Artikel 6 ist folgender Artikel 6a einzufügen: 

„Artikel 6a 
Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2056) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:  

1. § 27 Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

V
orabfassung - w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt



 - 27 -  Drucksache 20/4229 
 

 

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Eine Einlagenrückgewähr können auch Körperschaften oder Perso-
nenvereinigungen erbringen, die nicht der unbeschränkten Steuer-
pflicht im Inland unterliegen, wenn sie Leistungen im Sinne des § 20 
Absatz 1 Nummer 1 oder 9 des Einkommensteuergesetzes gewähren 
können.“ 

b) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Der als Einlagenrückgewähr zu berücksichtigende Betrag wird auf 
Antrag der Körperschaft oder Personenvereinigung für das jeweilige 
Wirtschaftsjahr gesondert festgestellt.“ 

c) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Der Antrag ist nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck bis zum 
Ende des 12. Monats zu stellen, der auf das Ende des Wirtschaftsjah-
res folgt, in dem die Leistung erfolgt ist.“ 

d) Satz 9 wird wie folgt gefasst: 

„Soweit für Leistungen nach Satz 1 oder Nennkapitalrückzahlungen 
eine Einlagenrückgewähr nicht gesondert festgestellt worden ist, gel-
ten sie als Gewinnausschüttung, die beim Anteilseigner zu Einnah-
men im Sinne des § 20 Absatz 1 Nummer 1 oder 9 des Einkommen-
steuergesetzes führen.“ 

2. § 34 Absatz 10 wird wie folgt gefasst: 

„(10) § 27 Absatz 8 in der Fassung des Artikels … des Gesetzes … 
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes] ist erstmalig anzuwenden auf Leistungen und Nennkapi-
talrückzahlungen, die nach dem 31. Dezember 2022 erbracht werden.““ 
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b) Nach Artikel 6a - neu - ist folgender Artikel 6a1 - neu einzufügen: 

 „Artikel 6a1 
 Änderung des Gesetzes über steuerrechtliche Maßnahmen bei Erhöhung des 

Nennkapitels aus Gesellschaftsmitteln 

Das Gesetz über steuerrechtliche Maßnahmen bei Erhöhung des Nennkapi-
tals aus Gesellschaftsmitteln in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. Oktober 1967 (BGBl. I S. 977), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 7. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2782) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:  

1. § 7 Absatz 2 wird aufgehoben. 

2. Dem § 8a wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3)  § 7 Absatz 2 ist letztmals auf die Rückzahlung von Nennkapital 
anzuwenden, wenn die Rückzahlung vor dem 1. Januar 2023 erfolgt ist.“ 

3. § 9 wird aufgehoben.“ 

c) Artikel 22 ist wie folgt zu fassen: 

„Artikel 22 
Änderung des Gesetzes über die Finanzverwaltung 

Das Finanzverwaltungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 1202), das zuletzt durch Artikel 10 des Geset-
zes vom 23. Mai 2022 (BGBl. I S. 760) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

§ 5 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 11 Satz 6 und 7 wird aufgehoben. 

b) Nummer 29 wird wie folgt gefasst: 

„29. die Durchführung der gesonderten Feststellung der Einlagen-
rückgewähr nach § 27 Absatz 8 des Körperschaftsteuergeset-
zes;““ 

Folgeänderung: 

Im Inhaltsverzeichnis sind nach Artikel 6 folgende Angaben einzufügen: 

„Artikel 6a  Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 
  Artikel 6a1  Änderung des Gesetzes über steuerrechtliche Maßnahmen bei  
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    Erhöhung des Nennkapitels aus Gesellschaftsmitteln“ 
 
Begründung: 
Zu Buchstabe a: 
Allgemein 
Die Neufassung des § 27 Absatz 8 KStG, wonach eine Einlagenrückgewähr für 
Körperschaften oder Personenvereinigungen, die nicht der unbeschränkten Steu-
erpflicht im Inland unterliegen, auf Antrag gesondert festgestellt wird, umfasst 
nun auch Drittstaaten-Kapitalgesellschaften und Kapitalgesellschaften, die in ei-
nem EWR-Staat ansässig sind, der nicht zugleich EU-Mitgliedstaat ist.  
Hiermit wird ab dem Veranlagungszeitraum 2023 die gesetzliche Grundlage ge-
schaffen, dass Anträge auf gesonderte Feststellung der Einlagenrückgewähr 
nach § 27 Absatz 8 KStG von Drittstaaten-Kapitalgesellschaften und Kapitalge-
sellschaften, die in einem EWR-Staat ansässig sind, der nicht zugleich EU-
Mitgliedstaat ist, gestellt werden können. 
Zuständig für die gesonderte Feststellung ist die Finanzbehörde, die im Zeit-
punkt der Abgabe des Antrags nach § 20 der Abgabenordnung (AO) für die Be-
steuerung nach dem Einkommen örtlich zuständig ist. Bei Körperschaften oder 
Personenvereinigungen, für die im Zeitpunkt der Antragstellung nach § 20 AO 
keine Finanzbehörde zuständig ist, ist abweichend von Satz 5 das Bundeszent-
ralamt für Steuern zuständig (§ 27 Absatz 8 Satz 5 und 6 KStG). 
Gewinnanteile und sonstige Bezüge aus Beteiligungen an Körperschaften gehö-
ren zu den Einkünften aus Kapitalvermögen nach § 20 Absatz 1 Nummer 1 des 
Einkommensteuergesetzes (EStG). Mit der Einführung des Anrechnungsverfah-
rens im Jahr 1977 wurde in § 20 Absatz 1 Nummer 1 Satz 2 (heute Satz 3) EStG 
für Zwecke der Besteuerung des Anteilseigners geregelt, dass die Rückgewähr 
von nicht in das Nennkapital geleisteten Einlagen beim Anteilseigner dann 
„nicht zu den Einnahmen [aus Kapitalvermögen gehört], soweit sie aus Aus-
schüttungen einer unbeschränkt steuerpflichtigen Körperschaft stammen, für die 
Eigenkapital im Sinne des § 30 Absatz 2 Nummer 4 [= Einlagen] KStG als ver-
wendet gilt“. Hierfür wurden unter dem Anrechnungsverfahren die Einlagen der 
Gesellschafter auf Ebene der Gesellschaft als sogenannte EK 04 gesondert fest-
gestellt. Bei der Einführung des Halbeinkünfteverfahrens wurde das EK 04 in 
das steuerliche Einlagekonto (§ 27 KStG) überführt (§ 39 KStG).  
Auf Ebene der ausschüttenden Körperschaft war die Einlagenrückgewähr im 
Rahmen der gesonderten Feststellung des steuerlichen Einlagekontos nach 
§ 27 KStG bis zum Jahr 2005 ausdrücklich auf unbeschränkt steuerpflichtige 
Kapitalgesellschaften beschränkt. Sie wurde ab dem Veranlagungszeitraum 
2006 durch § 27 Absatz 8 KStG auf Kapitalgesellschaften aus EU-
Mitgliedstaaten erweitert. 
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Durch die Anpassung des Satzes 1 wird der Anwendungsbereich der gesetzli-
chen Regelung zur Feststellung einer Einlagenrückgewähr für nicht unbe-
schränkt steuerpflichtige Gesellschaften von EU-Gesellschaften auf EWR- und 
Drittstaaten-Kapitalgesellschaften erweitert. Hierdurch wird auch die Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs umgesetzt (BFH vom 20. Oktober 2010 - 
I R 117/08 -, vom 13. Juli 2016 - VIII R 47/13 und VIII R 73/13 -, vom 10. Ap-
ril 2019 - I R 15/16). 
Neben der Rückgewähr von nicht in das Nennkapital geleisteten Einlagen gehört 
nach dem System des § 27 Absatz 8 KStG auch die in § 28 KStG geregelte 
Rückzahlung von Nennkapital zu den Beträgen, die als Einlagenrückgewähr ge-
sondert festzustellen sind. Diese Auslegung ist bislang im BMF-Schreiben vom 
4. April 2016, BStBl I 2016, 468, enthalten und wird nun in § 27 Absatz 8 Satz 3 
KStG aufgenommen.  
Durch die Verwendung des Begriffs „Einlagenrückgewähr“ in Satz 3 wird ein 
inhaltlicher Bezug zu den Sätzen 1 und 2 des Absatzes 8 hergestellt. In Satz 2 ist 
der Fall der Nennkapitalrückzahlung durch Bezug auf § 28 KStG enthalten. Da-
mit werden nach Satz 3 von einer Einlagenrückgewähr sowohl Nennkapitalrück-
zahlungen als auch die Rückzahlung von nicht in das Nennkapital geleisteten 
Einlagen erfasst. 
Derzeit ist in § 27 Absatz 8 Satz 4 KStG geregelt, dass der Antrag nach amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck bis zum Ende des Kalenderjahrs zu stellen ist, das 
auf das Kalenderjahr folgt, in dem die Leistung erfolgt ist. Hierbei kommt es 
nicht darauf an, wann die Leistung im Kalenderjahr erbracht wurde. Die Leis-
tung wird immer für den Veranlagungszeitraum (= Kalenderjahr) festgestellt 
(§ 27 Absatz 8 Satz 3 KStG). 
Die derzeitige Regelung hat zur Folge, dass der größte Teil der Anträge beim 
Bundeszentralamt für Steuern am Jahresende gestellt wird. Dies führt zu Belas-
tungsspitzen, erschwert eine gleichmäßige Bearbeitung der Anträge im Jahres-
verlauf und führt im Ergebnis für die Antragsteller zu längeren Wartezeiten.  
Dagegen ist in Inlandsfällen nach § 27 Absatz 1 und 2 KStG für die Feststellung 
ausdrücklich das Wirtschaftsjahr der Gesellschaft maßgeblich. Diese Abwei-
chung von den Regelungen bei Inlandsfällen ist für Antragsteller schwer nach-
vollziehbar und kann zu Zweifelsfragen im Zusammenhang mit der Zuordnung 
der Leistungen zum Veranlagungszeitraum bei einem abweichenden Wirt-
schaftsjahr führen. 
Um einen gleichmäßigeren Antragseingang beim BZSt sowie eine Angleichung 
der Verfahrensweise an Inlandsfälle zu erreichen, orientiert sich die Antragsfrist 
zukünftig am Wirtschaftsjahr der antragstellenden Gesellschaft. Hierbei wird 
ausdrücklich eine Frist von 12 Monaten nach dem Ende des Wirtschaftsjahres, 
in dem die Leistung erfolgt ist, vorgesehen. Damit ist auch in Fällen, in denen 
ein abgekürztes Wirtschaftsjahr auf das Ende des Wirtschaftsjahres folgt, in dem 
die Leistung erbracht wurde, die Frist von 12 Monaten gewahrt. 
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Nach§ 27 Absatz 8 Satz 9 KStG sind Leistungen beim Anteilseigner erst dann 
nicht als steuerpflichtige Einnahmen zu berücksichtigen, wenn sie gesondert 
festgestellt worden sind.  
Die Änderung des Satzes 3, wonach von einer Einlagenrückgewähr sowohl 
Nennkapitalrückzahlungen als auch die Rückzahlung von nicht in das Nennka-
pital geleisteten Einlagen erfasst werden, macht eine entsprechende Ergänzung 
des Satzes 9 erforderlich.  
Zu § 34 Absatz 10 
§ 27 Absatz 8 in der Fassung des vorliegenden Änderungsgesetzes ist erstmalig 
anzuwenden auf Leistungen, die nach dem 31. Dezember 2022 erbracht werden. 
Zu Buchstabe b: 
Zu § 7 Absatz 2 
Bei Drittstaaten-Kapitalgesellschaften werden Rückzahlungen aus der Herabset-
zung von Nennkapital innerhalb der Fünfjahresfrist des § 7 Absatz 2 Satz 1 und 
2 KapErhStG beim Anteilseigner als Einkünfte im Sinne des § 20 Absatz 1 
Nummer 1 EStG besteuert. Außerhalb der Fünf-Jahres-Frist ist die Rückzah-
lung, vorbehaltlich der Tatbestände des § 17 Absatz 4 EStG, nicht steuerbar. 
Diese Regelung galt bis zum Jahr 2006 für Beteiligungen an allen ausländischen 
Gesellschaften. Seitdem ist sie in Fällen des § 27 Absatz 8 KStG nicht mehr an-
zuwenden (§ 7 Absatz 2 Satz 3).  
Aufgrund der Erweiterung des § 27 Absatz 8 KStG auf Drittstaaten-Gesellschaf-
ten ist § 7 Absatz 2 KapErhStG für Rückzahlungen aus der Herabsetzung von 
Nennkapital nach dem 31. Dezember 2022 nicht mehr erforderlich und aufzuhe-
ben. 
Zu § 8a 
Nach § 7 Absatz 2 KapErhStG kann sich gegenüber § 27 Absatz 8 KStG sowohl 
eine Schlechter- als auch eine Besserstellung ergeben.  
Innerhalb der Fünf-Jahres-Frist wäre die Nennkapitalrückzahlung nach § 7 Ab-
satz 2 KapErhStG steuerpflichtig, unabhängig davon, ob die vorherige Erhöhung 
des Nennkapitals durch Umwandlung der Kapitalrücklage oder durch Umwand-
lung von Gewinnrücklagen erfolgte (§ 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 KapErhStG, 
§ 207 Absatz 1 AktG). Nach § 27 Absatz 8 KStG ist die Nennkapitalrückzah-
lung, die sich aus zuvor umgewandelten Kapitalrücklagen speist, als Einlagen-
rückgewähr steuerfrei, dies ist eine Besserstellung gegenüber § 7 Absatz 2 Ka-
pErhStG. Die Rückzahlung von Gewinnrücklagen ist steuerpflichtig (§ 27 Ab-
satz 8 Satz 9 KStG), dies ist eine Gleichstellung zu § 7 Absatz 2 KapErhStG. 
Außerhalb der Fünf-Jahres-Frist wäre die Nennkapitalrückzahlung nach § 7 Ab-
satz 2 KapErhStG nicht steuerbar. Auch nach § 27 Absatz 8 KStG ist die Nenn-
kapitalrückzahlung, die sich aus zuvor umgewandelten Kapitalrücklagen speist, 
als Einlagenrückgewähr steuerfrei. Dagegen ist die Rückzahlung von Gewinn-
rücklagen unter dem Regime des § 27 Absatz 8 KStG nach dessen Satz 9 steu-
erpflichtig. Maßgebend ist der Zeitpunkt der Kapitalrückzahlung.  
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§ 7 Absatz 2 ist letztmals auf die Rückzahlung von Nennkapital anzuwenden, 
wenn die Rückzahlung vor dem 1. Januar 2023 erfolgt ist. Ab dem 1. Ja-
nuar 2023 gilt für Leistungen und Nennkapitalrückzahlungen § 27 Absatz 8 
KStG in der Fassung dieses Gesetzes. 
Zu § 9 
Nach § 9 gilt das Gesetz über steuerrechtliche Maßnahmen bei Erhöhung des 
Nennkapitals aus Gesellschaftsmitteln nach Maßgabe des § 12 Absatz 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (BGBl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Der Anwendungsbereich des Dritten Überleitungsgesetzes ist im Zuge 
der Wiedervereinigung und des Wegfalls des Sonderstatus von Berlin entfallen. 
Die Regelung ist nicht mehr erforderlich und aufzuheben. 
Zu Buchstabe c: 
Zu § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 29 
Das Bundeszentralamt für Steuern hat gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 29 
FVG folgende Aufgabe: 
„die Durchführung der gesonderten Feststellung und Erteilung der Bescheini-
gung nach § 27 Absatz 8 des Körperschaftsteuergesetzes;“ 
Diese Aufgabenbeschreibung ist in Bezug auf die Erteilung der Bescheinigung 
nicht zutreffend.  
Gemäß § 27 Absatz 3 KStG ist eine Kapitalgesellschaft, die für eigene Rech-
nung Leistungen erbringt, die nach § 27 Absatz 1 Satz 3 KStG als Abgang auf 
dem steuerlichen Einlagekonto zu berücksichtigen sind, verpflichtet, diese ihren 
Anteilseignern nach amtlich vorgeschriebenem Muster zu bescheinigen. Gemäß 
§ 27 Absatz 8 Satz 8 KStG ist in die Bescheinigung nach Absatz 3 das Akten-
zeichen der nach Satz 5 oder 6 zuständigen Behörde aufzunehmen. 
Auch in Fällen der gesonderten Feststellung der Einlagenrückgewähr nach § 27 
Absatz 8 KStG ist die Bescheinigung an die Anteilseigner durch die antragstel-
lende Kapitalgesellschaft auszustellen, nicht durch das Bundeszentralamt für 
Steuern. 
Die Formulierung des § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 29 FVG ist daher entspre-
chend zu korrigieren. 
In Folge der Änderung des § 27 Absatz 8 KStG wird das Bundeszentralamt nun-
mehr auch für die Bearbeitung von Anträgen auf Einlagenrückgewähr von Dritt-
staaten-Kapitalgesellschaften und Kapitalgesellschaften, die in einem EWR-
Staat ansässig sind, der nicht zugleich EU-Mitgliedstaat ist, zuständig, wenn die 
Leistungen nach dem 31. Dezember 2022 erbracht werden. 

17. Zu Artikel 6a - neu - (§ 3 Nummer 2, § 36 Absatz 2 Satz 1a - neu -  
              Satz 1b - neu - GewStG)  

Nach Artikel 6 ist folgender Artikel 6a einzufügen: 

„Artikel 6a 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 
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Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Okto-
ber 2002 (BGBl. I S. 4167), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
19. Juni 2022 (BGBI. I S. 911) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Nummer 2 werden die Wörter „die Investitionsbank Sachsen-Anhalt – 
Anstalt der Norddeutschen Landesbank – Girozentrale – “ durch die Wörter 
„die Investitionsbank Sachsen-Anhalt“ ersetzt. 

2. In § 36 Absatz 2 werden nach Satz 1 folgende Sätze eingefügt:  

„§ 3 Nummer 2 ist für die Investitionsbank Sachsen-Anhalt erstmals für den 
Erhebungszeitraum 2023 anzuwenden. Die Steuerbefreiung nach § 3 Num-
mer 2 in der bis zum …. [einsetzen: Tag vor der erstmaligen Anwendung der 
mit dem vorliegenden Gesetz erfolgenden Änderung des GewStG] geltenden 
Fassung ist für die Investitionsbank Sachsen-Anhalt – Anstalt der Norddeut-
schen Landesbank – Girozentrale – letztmalig für den Erhebungszeitraum 
2023 anzuwenden.“ 

Folgeänderung: 

Das Inhaltsverzeichnis ist wie folgt zu ändern: 

Nach der Angabe zu Artikel 6 ist folgende Angabe einzufügen: 

„Artikel 6a  Änderung des Gewerbesteuergesetzes“ 

Begründung: 
Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat am 15. Dezember 2021 das Gesetz zur Er-
richtung der Investitionsbank Sachsen-Anhalt als rechtlich selbständige För-
derbank (IB ErrG, GVBl. LSA S. 598) beschlossen. 
Dieses Gesetz legt eine rechtliche Verselbständigung der Investitionsbank Sach-
sen-Anhalt zum 1. März 2023 fest. Gemäß § 1 Absatz 1 IB ErrG errichtet das 
Land Sachsen-Anhalt hierfür eine Anstalt des öffentlichen Rechtes. Bis zu die-
sem Zeitpunkt ist die Investitionsbank Sachsen-Anhalt eine teilrechtsfähige An-
stalt innerhalb der Anstalt der Norddeutschen Landesbank - Girozentrale. 
Die Investitionsbank Sachsen-Anhalt ist gemäß § 5 Absatz 1 IB ErrG das zent-
rale Förderinstitut des Landes und unterstützt das Land in dessen Auftrag bei der 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben. Das Tätigkeitsfeld der Förderbank bleibt un-
verändert. 
Nach der derzeitigen Gesetzesfassung ist die Investitionsbank Sachsen-Anhalt – 
Anstalt der Norddeutschen Landesbank – Girozentrale von der Gewerbesteuer 
befreit. Diese Befreiung soll auch für die Gesamtrechts-nachfolgerin Investiti-
onsbank Sachsen-Anhalt gelten.  
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18. Zu Artikel 6a - neu - (§ 7 Absatz 1 Satz 2, Satz 3 - neu - und 
           Satz 4 - neu - KapErhStG) 
  Artikel 22   (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 46a - neu - FVG) 
Der Gesetzentwurf ist wie folgt zu ändern: 

a) Nach Artikel 6 ist folgender Artikel einzufügen: 

„Artikel 6a 

Änderung des Gesetzes über steuerrechtliche Maßnahmen bei Erhöhung des 
Nennkapitals aus Gesellschaftsmitteln 

§ 7 Absatz 1 des Gesetzes über steuerrechtliche Maßnahmen bei Erhöhung 
des Nennkapitals aus Gesellschaftsmitteln in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 10. Oktober 1967 (BGBl. I S. 977), das zuletzt durch Artikel 10 
des Gesetzes vom 7. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2782) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden nach dem Wort „hat“ die Wörter „oder die ausländische 
Gesellschaft haben“ eingefügt. 

b) Folgende Sätze werden angefügt: 

„Zuständig für die Prüfung nach Satz 1 und 2 ist die Finanzbehörde, die 
im Zeitpunkt der Antragstellung nach § 20 der Abgabenordnung für die 
Besteuerung der ausländischen Gesellschaft nach dem Einkommen ört-
lich zuständig ist. Ist im Zeitpunkt der Antragstellung nach § 20 der Ab-
gabenordnung keine Finanzbehörde zuständig, ist das Bundes-zentralamt 
für Steuern zuständig.““ 

b) Artikel 22 ist wie folgt zu fassen: 

„Artikel 22 

Änderung des Gesetzes über die Finanzverwaltung 

§ 5 Absatz 1 Satz 1 des Finanzverwaltungsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 1202), das zuletzt durch 
Artikel 10 des Gesetzes vom 23. Mai 2022 (BGBl. I S. 760) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 11 Satz 6 und 7 <weiter wie Vorlage> 
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b) In Nummer 46 wird am Ende der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und 
folgende Nummer angefügt: 

„46a. die Prüfung nach § 7 Absatz 1 Satz 1 und 2 des Gesetzes über 
steuerrechtliche Maßnahmen bei Erhöhung des Nennkapitals aus Gesell-
schaftsmitteln, wenn im Zeitpunkt der Antragstellung keine Finanzbe-
hörde nach § 20 der Abgabenordnung für die Besteuerung der ausländi-
schen Gesellschaft nach dem Einkommen örtlich zuständig ist.““ 

Folgeänderung: 

Das Inhaltsverzeichnis ist wie folgt zu ändern: 

Nach der Angabe zu Artikel 6 ist folgende Angabe einzufügen: 

„Artikel 6a Änderung des Gesetzes über steuerrechtliche Maßnahmen bei Erhöhung 
des Nennkapitals aus Gesellschaftsmitteln“ 

Begründung: 
Zu Buchstabe a: 
§ 7 Absatz 1 Satz 2 
Erhöht eine inländische Kapitalgesellschaft im Sinne des § 1 Absatz 1 Num-
mer 1 des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) ihr Nennkapital durch Umwand-
lung von Rücklagen in Nennkapital, führt dies auf Ebene der Anteilseigner nicht 
zu steuerbaren Einkünften (§ 1 KapErhStG). Gleiches gilt unter den Vorausset-
zungen des § 7 Absatz 1 KapErhStG für entsprechende Kapitalerhöhungen aus-
ländischer Gesellschaften. 
Bisher kann allein der Anteilseigner, der die neuen Anteilsrechte (regelmäßig 
Gratisaktien) von einer ausländischen Gesellschaft im Zuge einer Kapitalerhö-
hung erhält, nachweisen, dass diese Anteilsrechte aus einer Kapitalerhöhung aus 
Gesellschaftsmitteln im Sinne der §§ 1, 7 KapErhStG stammen. Wird der ent-
sprechende Nachweis erbracht, unterliegt die Zuteilung der neuen Anteilsrechte 
beim Erwerber keiner Besteuerung. In der Praxis ist die Nachweisführung für 
inländische Anteilseigner regelmäßig schwierig. Als Folge kam es bei Kreditin-
stituten, Verwaltung und Steuerpflichtigen in zurückliegenden Fällen zu nicht 
unerheblichem personellem und bürokratischen Aufwand und komplexen Rück-
abwicklungsverfahren. Soweit ausländische Gesellschaften anstelle ihrer An-
teilseigner selbst einen entsprechenden Antrag gestellt, die notwendigen Unter-
lagen vorgelegt und um zeitnahe Klärung der steuerlichen Behandlung als Ka-
pitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln im Sinne der §§ 1, 7 KapErhStG gebeten 
haben, musste der Antrag mangels Rechtsgrundlage abgelehnt oder konnte nur 
im Billigkeitswege bearbeitet werden.  
Die Ergänzung des Satz 2 schafft eine Rechtsgrundlage für die Prüfung der steu-
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erlichen Behandlung als Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln auch bei An-
tragstellung durch die ausländische Gesellschaft selbst. Dies führt zu mehr 
Rechtssicherheit und baut bürokratische Hürden ab. Die Änderung tritt am Tag 
nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft (Artikel 30 Absatz 1) und ist in allen 
offenen Fällen anzuwenden. 
§ 7 Absatz 1 Satz 3 und 4 - neu - 
Satz 3 und 4 regeln erstmals ausdrücklich, welche Finanzbehörde für die Prü-
fung der Anträge zuständig ist. Nach Satz 3 ist demnach die Finanzbehörde 
grundsätzlich zuständig, die im Zeitpunkt der Abgabe des Antrags nach § 20 der 
Abgabenordnung (AO) für die Besteuerung der ausländischen Gesellschaft nach 
dem Einkommen örtlich zuständig ist. Ist im Zeitpunkt der Antragstellung keine 
Finanzbehörde nach § 20 AO zuständig, ist nach Satz 4 als Auffangzuständigkeit 
das Bundeszentralamt für Steuern für die Prüfung des Antrags zuständig. 
Zu Buchstabe b: 
Nach dem einzufügenden § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 46a ist das Bundeszent-
ralamt für Steuern für die Prüfung nach § 7 Absatz 1 Satz 1 und 2 KapErhStG 
zuständig, wenn im Zeitpunkt der Antragstellung keine Finanzbehörde nach § 20 
der Abgabenordnung für die Besteuerung der ausländischen Gesellschaft nach 
dem Einkommen örtlich zuständig ist (§ 7 Absatz 1 Satz 4 KapErhStG).  
Die Änderung tritt am Tag nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft (Arti-
kel 30 Absatz 1). 

19. Zu Artikel 6a - neu - (§ 7b Absatz 2 Satz 4, § 36 Absatz 3a - neu - GewStG) 

Nach Artikel 6 ist folgender Artikel einzufügen: 

„Artikel 6a 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Okto-
ber 2002 (BGBl. I S. 4167), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
19. Juni 2022 (BGBl I S. 911) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 7b Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst:  
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„Bei der Minderung nach Satz 1 ist § 10a Satz 4 und 5 mit der Maßgabe ent-
sprechend anzuwenden, dass für Zwecke der Minderung des zum Ende des 
vorangegangenen Erhebungszeitraums gesondert festgestellten Fehlbetrags 
im Sinne des § 10a nach § 7b Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 ein Mitunternehmer 
insoweit unbeachtet bleibt, als ihm kein Anteil am Fehlbetrag zuzurechnen 
ist.“ 

2. In § 36 wird nach Absatz 3 folgender Absatz 3a eingefügt:  

„(3a) § 7b Absatz 2 Satz 4 in der Fassung des Gesetzes vom … [ein-set-
zen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungs-geset-
zes] ist erstmals für den Erhebungszeitraum 2023 anzuwenden.““ 

Folgeänderung: 

Das Inhaltsverzeichnis ist wie folgt zu ändern: 

Nach der Angabe zu Artikel 6 ist folgende Angabe einzufügen: 

„Artikel 6a  Änderung des Gewerbesteuergesetzes“ 

Begründung: 
Zu Nummer 1: 
§ 7b Absatz 2 GewStG regelt die Verrechnung von nach § 3a EStG steuerfreien 
Sanierungserträgen mit gewerbesteuerlichen Verlusten und Fehlbeträgen. Zur 
Vermeidung einer nicht gerechtfertigten Doppel-begünstigung bestimmt § 7b 
Absatz 2 Satz 1 GewStG eine vorrangige Verlustverrechnung, da Verluste sonst 
in Folgejahren genutzt werden könnten, obwohl ein im Sanierungsjahr entstan-
dener Sanierungsertrag keiner Besteuerung unterliegt.  
Nach § 7b Absatz 2 Satz 4 GewStG sind in Fällen der unternehmensbezogenen 
Sanierung von Mitunternehmerschaften § 10a Satz 4 und 5 GewStG im Rahmen 
der Minderung der zum Ende des vorangegangenen Erhebungszeitraums geson-
dert festgestellten Fehlbeträge um einen Sanierungsertrag entsprechend anzu-
wenden. Als Folge sind die Fehlbeträge sowie der Sanierungsertrag den Mitun-
ternehmern nach dem Gewinnverteilungsschlüssel zuzuordnen. Der einem Mit-
unternehmer nach dem gesellschaftsvertraglichen Gewinnverteilungsschlüssel 
der Mitunternehmer-schaft zuzurechnende Fehlbetrag (§ 10a Satz 4 GewStG) 
mindert sich quotal nach dem verbleibenden geminderten Sanierungsertrag, der 
den Mitunternehmern nach dem Gewinnverteilungsschlüssel zuzurechnen ist 
(§ 10a Satz 5 GewStG). 
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Tritt während der Sanierung ein zusätzlicher Mitunternehmer in die Mitunter-
nehmerschaft ein, kann in Höhe des dem eingetretenen Mitunternehmer zuzu-
rechnenden Sanierungsertrags keine Minderung des gewerbesteuerlichen Fehl-
betrags erfolgen, weil dem hinzutretenden Mitunternehmer kein Anteil am be-
reits festgestellten Fehlbetrag zuzurechnen ist.  
Die Anpassung des § 7b Absatz 2 Satz 4 GewStG verhindert dieses nicht sach-
gerechte Ergebnis, indem sie bestimmt, dass ein Mitunternehmer bei der entspre-
chenden Anwendung des § 10a Satz 4 und 5 GewStG unbeachtet bleibt, soweit 
ihm kein Anteil am Fehlbetrag zuzurechnen ist. Als Folge führt der Sanierungs-
ertrag in voller Höhe zu einer Minderung des festgestellten Gewerbeverlusts der 
Mitunternehmerschaft. Dies stellt sicher, dass die Minderung des Gewerbever-
lusts der sanierenden Personengesellschaft nicht vom Umfang der Beteiligung 
eines hinzugetretenen Mitunternehmers abhängig ist und verhindert Gestal-
tungsmöglichkeiten.  
Zu Nummer 2: 
Die Änderung des § 7 Absatz 2 Satz 4 GewStG ist erstmals für den Erhebungs-
zeitraum 2023 anzuwenden. 

20. Zu Artikel 7a - neu - (§ 51 Absatz 5 Satz 3 - neu - InvStG) 

Nach Artikel 7 ist folgender Artikel 7a einzufügen: 

„Artikel 7a 

Änderung des Investmentsteuergesetzes 

Dem § 51 Absatz 5 des Investmentsteuergesetzes vom 19. Juli 2016 (BGBl. I 
S. 1730), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I 
S. 2050) geändert worden ist, wird folgender Satz angefügt:  

„Die schriftliche Zustimmung der Finanzbehörde zu einem solchen Antrag steht 
dem Erlass eines Änderungsbescheids unter dem Vorbehalt der Nachprüfung 
gleich.““ 

Folgeänderung: 

Das Inhaltsverzeichnis ist wie folgt zu ändern: 

Nach der Angabe zu Artikel 7 ist folgende Angabe einzufügen: 

„Artikel 7a  Änderung des Investmentsteuergesetzes“ 
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Begründung: 
§ 51 des Investmentsteuergesetzes (InvStG) regelt spezielle Feststellungs-ver-
fahren für diejenigen Besteuerungsgrundlagen, die für die Besteuerung der An-
leger von Spezial-Investmentfonds relevant sind. Dabei steht gemäß § 51 Ab-
satz 5 Satz 1 InvStG die Erklärung zur gesonderten und einheitlichen Feststel-
lung einer gesonderten und einheitlichen Feststellung unter dem Vorbehalt der 
Nachprüfung gemäß § 164 Abgabenordung gleich. Eine berichtigte Feststel-
lungserklärung gilt nach § 51 Absatz 5 Satz 2 InvStG als Antrag auf Änderung.  
Bei berichtigten Feststellungserklärungen hat die Finanzbehörde nach herr-
schender Rechtsauffassung einen Änderungsbescheid zu erlassen, unabhängig 
davon, ob dem Änderungsantrag entsprochen oder ob von den erklärten Besteu-
erungsgrundlagen abgewichen werden soll. Aufgrund des enormen Umfangs, 
den eine gesonderte und einheitliche Feststellung nach § 51 InvStG erreichen 
kann, verursacht der Erlass von Änderungsbescheiden in der Praxis sowohl auf 
Seiten der Verwaltung als auch auf Seiten der Betroffenen erheblichen Aufwand.  
Mit der Ergänzung des § 51 Absatz 5 InvStG soll bei berichtigten Feststellungs-
erklärungen der Erlass von Änderungsbescheiden künftig entfallen, wenn die Fi-
nanzbehörde dem Änderungsantrag vollständig entspricht. Stattdessen soll – in 
Anlehnung an die Regelung des § 168 Satz 2 und 3 Abgabenordnung – die 
schriftliche Zustimmung der Finanzbehörde zum Änderungsantrag ausreichen. 
Die gesetzliche Ergänzung dient damit der Verfahrensvereinfachung und stellt 
einen Gleichklang mit dem für Steueranmeldungen geltenden Verfahren her. 

21. Zu Artikel 8 (Steuerbefreiung für Sportvereine) 

a) Der Bundesrat stellt fest, dass das nationale Umsatzsteuergesetz in § 4 Num-
mer 22 Buchstabe b eine Steuerbefreiung für sportliche Veranstal-tungen 
von gemeinnützigen Organisationen vorsieht. Grundlage bildet die unions-
rechtliche Regelung in Artikel 132 Absatz 1 Buchstabe m der Mehrwert-
steuer-Systemrichtlinie (MwStSystRL), welche eine Steuerbe-freiung für 
„bestimmte“, in engem Zusammenhang mit Sport und Körperertüchtigung 
stehende Dienstleistungen ermöglicht, sofern diese von einer Einrichtung 
ohne Gewinnstreben an eine Sport oder Körperer-tüchtigung ausübende Per-
son erbracht wird. 

V
orabfassung - w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt



Drucksache 20/4229  - 40 - 
 

 

b) Der Bundesrat weist darauf hin, dass die unionsrechtliche Steuerbefreiungs-
möglichkeit im nationalen Umsatzsteuergesetz deutlich enger gefasst wurde, 
sodass national lediglich Teilnahmegebühren für sportliche Veranstaltungen 
von der Umsatzsteuer befreit werden können. Diese vorliegende Diskrepanz 
konnte bisher nur durch eine unmittelbare Berufung des Steuerpflichtigen auf 
das Unionsrecht beseitigt werden. 

c) Mit Urteil vom 21. April 2022, V R 40/20, hat der Bundesfinanzhof entschie-
den, dass eine unmittelbare Berufungsmöglichkeit auf das weitergefasste 
Unionsrecht nicht möglich ist, da der unionsrechtlich vorgesehene Ermes-
sensspielraum bereits durch den nationalen Gesetzgeber ausgeübt wurde. Der 
Bundesrat befürchtet, dass dies im Ergebnis zu einer erweiterten Steuer-
pflicht für Sportvereine führt. 

d) Vor diesem Hintergrund fordert der Bundesrat, im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren den unionsrechtlich vorgesehenen Steuer-befreiungsrahmen von 
Artikel 132 Absatz 1 Buchstabe m MwStSystRL im Sinne der betroffenen 
Steuerpflichtigen auszulegen und national umzusetzen. Nach Auffassung des 
Bundesrates ist es hierbei nicht nur erforderlich, eine tragfähige Regelung für 
die Zukunft, sondern auch eine Klarstellung für die Vergangenheit zu treffen.  

22. Zu Artikel 9 Nummer 2 Buchstabe c - neu -  
           (§ 4 Nummer 27 Buchstabe b UStG) 

Dem Artikel 9 Nummer 2 ist folgender Buchstabe c anzufügen: 

„c)  Nummer 27 Buchstabe b wird wie folgt gefasst:  

„b) land- und forstwirtschaftliche Betriebshilfeleistungen für land- und forst-
wirtschaftliche Betriebe (§ 24 Absatz 2) mit höchstens drei Vollarbeits-
kräften zur Überbrückung des Ausfalls des Betriebsinhabers oder dessen 
voll mitarbeitenden Familienangehörigen wegen Krankheit, Unfalls, 
Schwangerschaft, eingeschränkter Erwerbsfähigkeit oder Todes sowie 
land- und forstwirtschaftliche Betriebshilfeleistungen an die gesetzlichen 
Träger der Sozialversicherung;““ 
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Begründung: 
Die Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG) er-
bringt nach dem SVLFGG in Verbindung mit dem KVLG 1989, dem ALG und 
dem SGB VII Betriebshilfeleistungen, sofern aufgrund der Arbeitsunfähigkeit 
des Land- und Forstwirts oder eines im Unternehmen mitarbeitenden Familien-
angehörigen die Weiterführung des land- und forstwirtschaftlichen Betriebs an-
derenfalls nicht sichergestellt ist. Dabei unterliegt auch die direkte Gestellung 
von Betriebshelfern durch die SVLFG an die land- und forstwirtschaftlichen Be-
triebe nicht der Umsatzsteuer. 
Vor diesem Hintergrund befreit § 4 Nummer 27 Buchstabe b UStG bislang be-
stimmte Formen der entgeltlichen Gestellung von land- und forstwirtschaftli-
chen Arbeitskräften (Betriebshelfer) durch Unternehmer in sozialen Notfällen in 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben. Die unionsrechtliche Grundlage die-
ser Steuerbefreiung ist Artikel 132 Absatz 1 Buchstabe g der Richtlinie 
2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehr-
wertsteuersystem – Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie (MwStSystRL). Danach 
befreien die Mitgliedstaaten „eng mit der Sozialfürsorge und der sozialen Si-
cherheit verbundene Dienstleistungen und Lieferungen von Gegenständen, ein-
schließlich derjenigen, die durch Altenheime, Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts oder andere von dem Mitgliedstaat als Einrichtungen mit sozialem Cha-
rakter anerkannte Einrichtungen bewirkt werden“. 
Dem BFH-Urteil vom 31. Mai 2017, V R 31/16, folgend entspricht § 4 Num-
mer 27 Buchstabe b UStG insoweit nicht der unionsrechtlichen Vorgabe in Ar-
tikel 132 Absatz 1 Buchstabe g MwStSystRL als auch einzelne Betriebshelfer, 
die also keine juristischen Personen sind, mit ihren Betriebshilfeleistungen für 
in Not geratene land- und forstwirtschaftliche Betriebe steuerfrei sein können. 
Außerdem sind das BFH-Urteil vom 14. Januar 2016, V R 56/14, und das 
EuGH-Urteil vom 12. März 2015, C-594/13 („go fair“ Zeitarbeit), zu beachten, 
wonach Personalgestellungs-leistungen keine im sozialen Bereich erbrachten 
Gemeinwohldienstleistungen im Sinne des Artikels 132 Absatz 1 Buchstabe g 
MwStSystRL sind. 
Vor diesem Hintergrund soll § 4 Nummer 27 Buchstabe b UStG dahingehend 
geändert werden, dass zukünftig die Steuerbefreiung rechtsformneutral für land- 
und forstwirtschaftliche Betriebshilfeleistungen in sozialen Notfällen in land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieben in Betracht kommt. 
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Unter die Steuerbefreiung fallen zum einen land- und forstwirtschaftliche Be-
triebshilfeleistungen für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (§ 24 Absatz 2 
UStG) mit höchstens drei Vollarbeitskräften zur Überbrückung des Ausfalls des 
Betriebsinhabers oder dessen voll mitarbeitenden Familienangehörigen wegen 
Krankheit, Unfalls, Schwangerschaft, eingeschränkter Erwerbsfähigkeit oder 
Todes. Dabei kommt es nicht darauf an, wer Vertragspartner des Betriebshelfers 
und damit Leistungsempfänger im Rechtssinne ist, sondern darauf, dass die Leis-
tung für einen notleidenden Betrieb erbracht wird. Leistungsempfänger kann 
also zum Beispiel anstelle des notleidenden land- und forstwirtschaftlichen Be-
triebes auch ein land- und forstwirtschaftlicher Betriebshilfsdienst oder ein Dorf-
helferinnendienst sein. Zu den begünstigten Betriebshilfeleistungen gehören ins-
besondere die in Anhang VII MwStSystRL (Verzeichnis der Tätigkeiten der 
Landwirtschaftlichen Erzeugung) genannten Leistungen.  
Mit der Beibehaltung der Beschränkung auf Leistungen für Betriebe mit höchs-
tens drei Vollarbeitskräften wird die Befreiung wie bisher nur in solchen Fällen 
gewährt, in denen die Betriebshilfeleistung in einem sozialen Notfall erbracht 
wird und somit eine Gemeinwohldienstleistung im Sinne des Artikels 132 Ab-
satz 1 Buchstabe g MwStSystRL ist. Die Steuerbefreiung hängt nicht davon ab, 
ob die Betriebshilfeleistung von den gesetzlichen Trägern der Sozialversiche-
rung erstattet wird. Der Unternehmer muss aber nachweisen, dass die genannten 
Voraussetzungen der Befreiung erfüllt sind. 
Zum anderen fallen weiterhin solche land- und forstwirtschaftliche Betriebshil-
feleistungen unter die Steuerbefreiung, die an die gesetzlichen Träger der Sozi-
alversicherung erbracht werden. 

23. Zu Artikel 9 Nummer 7a - neu - (§ 20 Satz 1 Nummer 4 - neu - UStG) 

In Artikel 9 ist nach Nummer 7 folgende Nummer 7a einzufügen: 

„7a. In § 20 Satz 1 werden nach dem Komma in Nummer 3 das Wort „oder“ 
angefügt und folgende Nummer 4 angefügt: 

„4. der eine juristische Person des öffentlichen Rechts ist, soweit er nicht 
freiwillig Bücher führt und auf Grund jährlicher Bestandsaufnahmen 
regelmäßig Abschlüsse macht oder hierzu gesetzlich verpflichtet 
ist,“.“ 
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Begründung: 
Ab dem 1. Januar 2023 sind die Neuregelungen zur Umsatzbesteuerung der öf-
fentlichen Hand für alle juristischen Personen des öffentlichen Rechts (jPöR) 
anzuwenden. Einige jPöR – insbesondere die kirchlichen jPöR sowie überwie-
gend Bund und Länder – praktizieren eine kamerale, auf dem Zufluss- und Ab-
flussprinzip basierende Buchführung. Diese entspricht nicht dem grundsätzlich 
für die Umsatzbesteuerung geltenden Sollprinzip (Berechnung der Steuer nach 
vereinbarten Entgelten), sondern dem Istprinzip (Berechnung der Besteuerung 
nach den vereinnahmten Entgelten). Soweit die für die Option zur Besteuerung 
nach dem Istprinzip geltende Gesamtumsatzgrenze überschritten ist, kann diesen 
jPöR nach den derzeit geltenden Regelungen die Besteuerung nach vereinnahm-
ten Entgelten nicht gestattet werden.  
Nach dem Unionsrecht (Artikel 66 der Mehrwertsteuersystemrichtlinie) können 
die Mitgliedstaaten für bestimmte Umsätze oder Gruppen von Steuerpflichtigen 
festlegen, dass der Steueranspruch spätestens bei der Vereinnahmung des Preises 
entsteht. Die Gruppe der Steuerpflichtigen, für die die neu zu schaffende Rege-
lung gelten soll, ist auf jPöR beschränkt, soweit die jPöR nicht freiwillig Bücher 
führt und auf Grund jährlicher Bestandsaufnahmen regelmäßig Abschlüsse 
macht oder hierzu gesetzlich verpflichtet ist. Die Regelung berücksichtigt die 
besonderen Umstände von jPöR in den Bereichen, in denen keine kaufmänni-
sche Buchführung erfolgt und auch nicht gesetzlich vorgesehen ist, ohne den 
Steueranspruch zu gefährden. 

24. Zu Artikel 9 (Unternehmerfähigkeit von Bruchteilgemeinschaften, UStG) 

a) Der Bundesrat stellt fest, dass es für die Beurteilung der Unternehmerfähig-
keit jahrzehntelang für eine rechtssichere Beurteilung aller Betroffenen we-
der auf die Rechtsform noch auf die Rechtsfähigkeit des leistenden Unter-
nehmers ankam. 

b) Der Bundesrat stellt fest, dass durch abweichende Rechtsprechung seit dem 
Jahr 2018 erhebliche Rechtsunsicherheit zur Frage der Unternehmer-fähig-
keit entstanden ist. Der Bundesfinanzhof hat mit Urteil vom 22. Novem-
ber 2018 – V R 65/17 – entschieden, dass eine Bruchteils-gemeinschaft – im 
Gegensatz zu einer am Rechtsverkehr teilnehmenden Gesellschaft bürgerli-
chen Rechts – nicht Unternehmer sein kann. Zivilrechtlich komme es man-
gels Rechtsfähigkeit der Gemeinschaft sowohl für ausgeführte als auch be-
zogene Leistungen zu einer Zuordnung zum Gemeinschafter, die auch um-
satzsteuerrechtlich zu beachten sei. 
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c) Der Bundesrat weist darauf hin, dass eine Anwendung der abweichenden 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs insbesondere eine große Anzahl von 
zivilrechtlich nicht rechtsfähigen Ehegattengemeinschaften und auch Erben-
gemeinschaften vor zusätzliche Anforderungen stellen würde, die ohne er-
kennbaren Mehrwert für eine ordnungsgemäße Umsatzbesteuerung zusätzli-
chen Bürokratieaufwand verursachen würde. 

d) Der Bundesrat weist ferner darauf hin, dass sich die Rechtsprechung im 
Zweifel auch auf weitere im Inland zivilrechtsfähig nicht anerkannte, aber 
gewerblich oder beruflich selbständig tätige Unternehmer, wie zum Beispiel 
auf zivilrechtlich nicht anerkannte Gesellschaften ausländischen Rechts, 
übertragen lässt. 

e) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung daher zu prüfen, ob die Unterneh-
merfähigkeit von Bruchteilsgemeinschaften und deren Gemeinschaftern und 
weiterer zivilrechtlich nicht rechtsfähiger Gebilde, die im Wirtschaftsverkehr 
nach außen hin als Unternehmer im Sinne des Umsatzsteuergesetzes auftre-
ten, gesetzlich festgeschrieben werden kann. Dadurch kann die durch Recht-
sprechung entstandene Rechtsunsicherheit beseitigt und andernfalls dro-
hende erhebliche Umstellungsbedarfe für die Betroffenen, deren Steuerbera-
ter und die Finanzverwaltung verhindert werden. 

25. Zu Artikel 11a - neu - (§ 6 Absatz 2 Satz 4 AStG) 
  Artikel 30    (Absatz 8a - neu - ) 

a) Nach Artikel 11 ist folgender Artikel 11a einzufügen: 

„Artikel 11a 

Änderung des Außensteuergesetzes 

In § 6 Absatz 2 Satz 4 des Außensteuergesetzes vom 8. September 1972 
(BGBl. I S. 1713), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2050) geändert worden ist, werden nach der An-
gabe „Absatz 3“ die Wörter „in der jeweils geltenden Fassung oder einer bis 
zum 30. Juni 2021 geltenden Fassung“ eingefügt.“ 

b) In Artikel 30 ist nach Absatz 8 folgender Absatz 8a einzufügen: 

„(8a) Artikel 11a tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2022 in Kraft.“ 

Folgeänderung: 
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Das Inhaltsverzeichnis ist wie folgt zu ändern: 

Nach der Angabe zu Artikel 11 ist folgende Angabe zu Artikel 11a einzufügen: 

„Artikel 11a Änderung des Außensteuergesetzes“ 

Begründung: 
§ 6 Absatz 2 Satz 4 AStG fingiert eine unbeschränkte Steuerpflicht für Zwecke 
des § 6 Absatz 1 AStG in den Fällen, in denen die Steuer nach § 6 Absatz 3 AStG 
entfällt. Der Verweis auf den Entfall nach § 6 Absatz 3 in der jeweils geltenden 
Fassung oder einer bis zum 30. Juni 2021 geltenden Fassung stellt klar, dass 
diese Fiktion auch dann gilt, wenn die Steuer nach einer vorhergehenden Fas-
sung des § 6 AStG infolge eines nur vorübergehenden Wegzugs rückwirkend 
entfällt und der Steuerpflichtige unter Geltung der aktuellen Fassung des § 6 
AStG erneut wegzieht (Entfall nach altem und erneuter Wegzug nach neuem 
Recht). 
Die Änderung tritt mit zum 1. Januar 2022 in Kraft und gilt dann - wie § 6 AStG 
in der am 1. Juli 2021 geltenden Fassung - für nach dem 31. Dezember 2021 
verwirklichte Tatbestände des § 6 Absatz 1 AStG in der am 1. Juli 2021 gelten-
den Fassung. 

26. Zu Artikel 11a - neu - (§ 15 Absatz 7 Satz 2, § 21 Absatz 4 Satz 1 AStG) 

Nach Artikel 11 ist folgender Artikel 11a einzufügen: 

„Artikel 11a 

Änderung des Außensteuergesetzes 

Das Außensteuergesetz vom 8. September 1972 (BGBl. I S. 1713), das zuletzt 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2050) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 15 Absatz 7 Satz 2 wird die Angabe „§ 10 Absatz 3“ durch die Angabe 
„§ 10 Absatz 3 Sätze 3 bis 6“ ersetzt. 

2. In § 21 Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „§§ 7 bis 13, 15 bis 18“ durch die 
Angabe „§§ 7 bis 13, 16 bis 18“ ersetzt und nach dem Wort „Fassung“ die 
Wörter „und § 15 in der am … [einsetzen: Tag nach der Verkündung des 
vorliegenden Änderungsgesetzes] geltenden Fassung“ eingefügt.“ 
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Folgeänderung: 

Das Inhaltsverzeichnis ist wie folgt zu ändern: 

Nach der Angabe zu Artikel 11 ist folgende Angabe zu Artikel 11a einzufügen: 

„Artikel 11a Änderung des Außensteuergesetzes“ 

Begründung: 
Mit der Änderung in Nummer 1 wird eine durch die Neufassung des § 10 AStG 
im Rahmen des ATAD-Umsetzungsgesetz vom 25. Juni 2021 (BGBl I S. 2035) 
erforderliche, aber unterbliebene Folgeanpassung in § 15 AStG nachgeholt. 
Nummer 2 stellt sicher, dass die Verweisanpassung zum gleichen Zeitpunkt wie 
die Regelungen im ATAD-Umsetzungsgesetz Anwendung findet. 

27. In Artikel 11a - neu - (§ 21 Absatz 3 AStG) 

Nach Artikel 11 ist folgender Artikel 11a einzufügen: 

„Artikel 11a 

Änderung des Außensteuergesetzes 

§ 21 Absatz 3 des Außensteuergesetzes vom 8. September 1972 (BGBl. I 
S. 1713), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I 
S. 2050) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„(3)  Wird ein Tatbestand des § 6 Absatz 1 in der am 30. Juni 2021 geltenden 
Fassung vor dem 1. Januar 2022 verwirklicht, ist § 6 in der am 30. Juni 2021 gel-
tenden Fassung für die Abwicklung dieses Falles über den 31. Dezember 2021 
hinaus anzuwenden. Abweichend von Satz 1 sind Minderungen des Vermögens-
zuwachses im Sinne des § 6 Absatz 6 in der am 30. Juni 2021 geltenden Fassung 
auf Veräußerungen nach dem 24. März 2021 nicht mehr zu berücksichtigen.““ 

Folgeänderung: 

Das Inhaltsverzeichnis ist wie folgt zu ändern: 

Nach der Angabe zu Artikel 11 ist folgende Angabe einzufügen: 

„Artikel 11a  Änderung des Außensteuergesetzes“ 
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Begründung: 
§ 21 Absatz 3 Satz 1 AStG in der Fassung des Artikels 5 Nummer 13 des Geset-
zes zur Umsetzung der Anti-Steuervermeidungsrichtlinie (ATAD-
Umsetzungsgesetz – ATADUmsG) vom 25. Juni 2021, BGBl. I S. 2035, wird 
durch die Neufassung klarstellend dahingehend geändert, dass in Fällen, in de-
nen einer der Tatbestände des § 6 Absatz 1 Außensteuergesetz (AStG) in der am 
30. Juni 2021 geltenden Fassung vor dem 1. Januar 2022 verwirklicht wurde, 
die Rechtsfolgen jeweils gemäß § 6 AStG in der am 30. Juni 2021 geltenden 
Fassung auch beim Hinzutreten weiterer Tatbestände nach dem 31. Dezem-
ber 2021 (zum Beispiel Stundungsantrag gemäß § 6 Absatz 4 oder Absatz 5 
AStG in der am 30. Juni 2021 geltenden Fassung oder Antrag auf Verlängerung 
der Frist zur gemäß § 6 Absatz 3 Satz 2 AStG in der am 30. Juni 2021 geltenden 
Fassung) eintreten. Die geltende Fassung der Anwendungsvorschrift kann da-
hingehend missverstanden werden, dass lediglich am 31. Dezember 2021 bereits 
laufende Stundungen nach der alten Fassung des Gesetzes weiterzuführen seien, 
was laut der insoweit klar formulierten Begründung des Entwurfs des 
ATADUmsG („Für bis zum Ablauf des 31. Dezember 2021 verwirklichte Tat-
bestände im Sinne des § 6 Absatz 1 AStG gelten die bestehenden Stundungs- 
und Fristenregelungen fort (Altfälle).“) nicht gewollt war. 
In § 21 Absatz 3 Satz 2 AStG wird ein redaktioneller Fehler korrigiert. 

28. Zu Artikel 15 Nummer 1 (§ 6  Absatz 3, Absatz 4 Nummer 4 - neu - GrEStG), 
       Nummer 1a - neu - ( § 7 Absatz 3 Satz 3 - neu - GrEStG) 

Artikel 15 ist wie folgt z ändern: 

a) Nummer 1 ist wie folgt zu fassen: 

„1. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Satz 4 wird gestrichen. 

b) In Absatz 4 Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch das Wort „o-
der“ ersetzt und folgende Nummer 4 wird angefügt: 

„4. die Gesamthand – in den Fällen des § 6 Absatz 3 die übertra-
gende oder die erwerbende Gesamthand – nach § 1a des Körper-
schaftsteuergesetzes optiert hat; es sei denn die Ausübung und 
Wirksamkeit der Option liegt länger als zehn Jahre zurück und 
die jeweilige Beteiligung des Gesamthänders am Vermögen der 
jeweiligen Gesamthand besteht länger als zehn Jahre.““ 
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b) Nach Nummer 1 ist folgende Nummer 1a einzufügen: 

„1a.  In § 7 wird dem Absatz 3 folgender Satz angefügt: 

„Die Vorschriften des Absatzes 2 gelten zudem insoweit nicht, 
als die Gesamthand nach § 1a des Körperschaftsteuergesetzes 
optiert hat; es sei denn die Ausübung und Wirksamkeit der Op-
tion liegt länger als zehn Jahre zurück und die jeweilige Beteili-
gung des Gesamthänders am Vermögen der jeweiligen Gesamt-
hand besteht länger als zehn Jahre.““ 

Begründung: 
Zu § 6 Absatz 4 Nummer 4 - neu - : 
Durch Artikel 9 des Gesetzes zur Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts 
vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2050 ff.) – KöMoG – wurden die Steuervergüns-
tigungen der §§ 5 und 6 des Grunderwerbsteuergesetzes (GrEStG) um Regelun-
gen zur Verhinderung von Gestaltungen bei Ausübung der Option nach § 1a 
KStG erweitert. Diese Regelungen sollen in der Gesamtschau mit den Änderun-
gen im Ertragsteuerrecht verhindern, dass eine Personenhandelsgesellschaft 
durch die Ausübung der Option nach § 1a KStG wie eine Kapitalgesellschaft 
nach dem Körperschaftsteuergesetz (KStG) besteuert wird und gleichzeitig bei 
einem Grundstückserwerb wegen ihrer zivilrechtlich unveränderten Einordnung 
als Gesamthand die Grunderwerb-steuer im Wege der Steuervergünstigung nach 
den §§ 5 und 6 GrEStG mindern oder ausschließen kann.  
Für den umgekehrten Fall, in dem eine optierende Personenhandelsgesellschaft 
ein Grundstück auf ihre(n) Gesamthänder oder auf eine andere Gesamthand 
überträgt, ergibt sich der gleiche Regelungsbedarf im GrEStG. Denn zum einen 
erreicht auch eine übertragende Personenhandelsgesellschaft durch die Option 
die Besteuerung nach dem KStG. Zum anderen könnte sie – ohne die Einfügung 
des § 6 Absatz 4 Nummer 4 - neu - GrEStG – gleichzeitig von der Anwendung 
der Steuervergünstigung des § 6 GrEStG profitieren. Schließlich ist auch die 
übertragende Gesamthand (Gesamt-) Schuldnerin der Grunderwerbsteuer nach 
§ 13 Nummer 1 GrEStG.  
Die einzelnen Regelungen der Steuervergünstigungen der §§ 5 und 6 GrEStG 
verfolgen dieselbe Zielrichtung und greifen auf dieselben Anwendungsgrund-
sätze zurück. Sie unterscheiden sich lediglich in der „Richtung“, in der das 
Grundstück bewegt wird (§ 5 GrEStG auf eine Gesamthand; § 6 GrEStG von 
einer Gesamthand). Nach § 1a KStG wird die Ausübung der Option zur Körper-
schaftsteuer für ertragsteuerliche Zwecke fiktiv als Formwechsel im Sinne des 
Umwandlungssteuergesetzes und die optierende Personenhandelsgesellschaft 
wie eine Kapitalgesellschaft behandelt. Die in den Steuervergünstigungen der 
§§ 5 und 6 GrEStG eingefügten Options-Regelungen stellen einen – auf diese 
Vergünstigungen begrenzten – Gleichlauf mit der ertragsteuerlichen Behand-
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lung der optierenden Gesellschaft her. Die Einfügung des § 6 Absatz 4 Num-
mer 4 - neu - GrEStG ist daher folgerichtig und entspricht der Systematik. 
§ 6 Absatz 4 Nummer 4 - neu - GrEStG regelt daher, dass die Steuer-vergünsti-
gung des § 6 Absatz 1 bis 3 GrEStG nicht gilt, soweit die Gesamthand – in den 
Fällen des § 6 Absatz 3 die übertragende oder die erwerbende Gesamthand – 
nach § 1a KStG optiert hat; es sei denn die Ausübung und Wirksamkeit der Op-
tion liegt länger als zehn Jahre zurück und die jeweilige Beteiligung des Gesamt-
händers am Vermögen der jeweiligen Gesamthand besteht länger als zehn Jahre 
(sogenannte „Vorbehaltensfrist“ beziehungsweise “Sperrfrist“). 
Zu § 6 Absatz 3 Satz 4: 
Die Regelung des § 6 Absatz 3 Satz 4 GrEStG wird mit der neu einzufügenden 
Regelung des § 6 Absatz 4 Nummer 4 - neu - GrEStG zusammengeführt, da es 
sich bei beiden Regelungen um eine Vorbehaltensfrist beziehungsweise um eine 
der Grundstücksübertragung vorgehende Sperrfrist handelt und derartige Fristen 
bisher für alle Fälle des § 6 Absatz 1 bis 3 GrEStG ausschließlich in § 6 Absatz 4 
GrEStG verortet waren. 
Zu § 7 Absatz 3 Satz 3 - neu - : 
Wird ein Grundstück, das einer Gesamthand gehört, von den an der Gesamthand 
beteiligten Personen flächenweise geteilt, so wird nach § 7 Absatz 2 GrEStG die 
Grunderwerbsteuer nicht erhoben, soweit der Wert des Teilgrundstücks, das der 
einzelne Erwerber erhält, dem Anteil entspricht, zu dem er am Vermögen der 
Gesamthand beteiligt ist. Wird ein Grundstück bei der Auflösung der Gesamt-
hand flächenweise geteilt, so ist die Auseinandersetzungsquote maßgebend, 
wenn die Beteiligten für den Fall der Auflösung der Gesamthand eine vom Be-
teiligungsverhältnis abweichende Auseinandersetzungsquote vereinbart haben. 
Die neue Regelung des § 7 Absatz 3 Satz 3 - neu - GrEStG entspricht der neuen 
Regelung des § 6 Absatz 4 Nummer 4 - neu - GrEStG und stellt sicher, dass die 
Steuervergünstigung nach § 7 Absatz 2 GrEStG insoweit nicht gilt, als die Ge-
samthand nach § 1a KStG optiert hat; es sei denn die Ausübung und Wirksam-
keit der Option liegt länger als zehn Jahre zurück und die jeweilige Beteiligung 
des Gesamthänders am Vermögen der jeweiligen Gesamthand besteht länger als 
zehn Jahre. 

29. Zu Artikel 15 Nummer 1a - neu - (§ 16 Absatz 4a - neu - 
           Absatz 5 Satz 2 - neu - GrEStG) 

Artikel 15 ist wie folgt zu ändern: 

 Nach Nummer 1 ist folgende Nummer 1a einzufügen: 

„1a.  § 16 wird wie folgt geändert: 
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a) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefügt: 

„(4a) Wenn die Anteile in Erfüllung eines Rechtsgeschäfts im 
Sinne des § 1 Absatz 3 Nummer 1 oder Nummer 3 oder des § 1 Ab-
satz 3a nach Abschluss dieses Rechtsgeschäfts übergehen und 
dadurch der Tatbestand des § 1 Absatz 2a oder 2b verwirklicht wird, 
so wird auf Antrag die Festsetzung nach § 1 Absatz 3 Nummer 1 o-
der Nummer 3 oder des § 1 Absatz 3a aufgehoben oder geändert. In 
den Fällen des Satzes 1 endet die Festsetzungsfrist für den aufgrund 
des Übergangs der Anteile erfüllten Tatbestand nach § 1 Absatz 2a 
oder 2b nicht vor Ablauf der Festsetzungsfrist der aufzuhebenden o-
der zu ändernden Festsetzung nach § 1 Absatz 3 Nummer 1 oder 
Nummer 3 oder des § 1 Absatz 3a.“ 

b) Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Vorschrift des Absatzes 4a gilt nicht, wenn einer der in § 1 Ab-
satz 3 Nummer 1 oder Nummer 3 oder in § 1 Absatz 3a oder in § 1 
Absatz 2a oder Absatz 2b bezeichneten Erwerbsvorgänge nicht frist-
gerecht und in allen Teilen vollständig angezeigt (§§ 18 bis 20) 
war.““ 

Begründung: 
Zu Buchstabe a: 
Ein Rechtsgeschäft, das den Anspruch auf Übertragung eines oder mehrerer An-
teile einer Gesellschaft begründet, zu deren Vermögen ein inländisches Grund-
stück gehört, unterliegt gemäß § 1 Absatz 3 Nummer 1 oder Nummer 3 des 
Grunderwerbsteuergesetzes (GrEStG) der Grunderwerbsteuer, wenn durch die 
Übertragung unmittelbar oder mittelbar mindestens 90 vom Hundert der Anteile 
der Gesellschaft in der Hand des Erwerbers oder in der Hand von herrschenden 
und abhängigen Unternehmen oder abhängigen Personen oder in der Hand von 
abhängigen Unternehmen oder abhängigen Personen allein vereinigt werden 
würden. 
Wenn in Erfüllung desselben Rechtsgeschäfts die Übertragung der Anteile an 
der Gesellschaft zu einem späteren Zeitpunkt erfolgt, unterliegt diese gemäß § 1 
Absatz 2a oder 2b GrEStG ebenfalls der Grunderwerbsteuer. 
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Der in § 1 Absatz 3 Halbsatz 1 GrEStG normierte gesetzliche 
Anwendungsvorrang der § 1 Absatz 2a oder 2b GrEStG gilt nicht, wenn der 
Abschluss des Rechtsgeschäfts und die Anteilsübertragung zeitlich 
auseinanderfallen. Da es sich in einem solchen Fall um zwei Erwerbsvorgänge 
innerhalb desselben Lebenssachverhalts handelt, ist eine zweimalige 
Besteuerung mit der Grunderwerbsteuer nicht gewollt.  
Der neue § 16 Absatz 4a GrEStG ermöglicht daher auf Antrag eine Aufhebung 
oder Änderung der aufgrund des Rechtsgeschäfts nach § 1 Absatz 3 Nummer 1 
oder Nummer 3 GrEStG festgesetzten Grunderwerbsteuer. Gleiches gilt für 
Festsetzungen nach § 1 Absatz 3a GrEStG. Es erfolgt nur eine Steuerfestsetzung 
nach § 1 Absatz 2a oder 2b GrEStG.  
Damit im Falle eines Antrags nach § 16 Absatz 4a Satz 1 eine Steuerfestsetzung 
nach § 1 Absatz 2a oder 2b GrEStG sichergestellt werden kann, wird deren Fest-
setzungsfrist gemäß § 16 Absatz 4a Satz 2 verlängert (Einführung einer Ablauf-
hemmung). 
Zu Buchstabe b: 
Es handelt sich um eine Folgeänderung. Die Vorschriften des § 16 Absatz 1 bis 4 
GrEStG setzen für ihre Anwendung eine fristgerechte und in allen Teilen voll-
ständige Anzeige (§§ 18 bis 20 GrEStG) voraus. Dies gilt auch für die neu ein-
zuführende Änderungsvorschrift des § 16 Absatz 4a GrEStG-E sowohl in Bezug 
auf den Erwerbsvorgang nach § 1 Absatz 3 Nummer 1 oder Nummer 3 oder des 
§ 1 Absatz 3a GrEStG, dessen Festsetzung auf Antrag unter den Voraussetzun-
gen des § 16 Absatz 4a GrEStG-E aufzuheben oder zu ändern ist, als auch in 
Bezug auf den in § 1 Absatz 2a oder Absatz 2b bezeichneten Erwerbsvorgang. 

30. Zu Artikel 18 Nummer 1 (§ 30 Absatz 4 Nummer 2d AO) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob § 30 
Absatz 4 Nummer 2d AO präziser und weniger offen formuliert werden kann, 
um den angestrebten Zweck zu erreichen, wonach eine Andienung und Abgabe 
an Landes- und Kommunalarchive nur dann zulässig ist, wenn die Beachtung der 
(bundesgesetzlichen) Vorgaben der §§ 6 und 10 bis 14 BArchG durch Landesge-
setze oder kommunale Satzungen sichergestellt ist. 
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Begründung: 
Die im Gesetzentwurf vorgesehene Formulierung der Ergänzung des § 30 Ab-
satz 4 um eine Nummer 2d enthält eine Öffnungsklausel für Landesgesetze und 
kommunale Satzungen bei der Abgabe von Unterlagen, die vom Steuergeheim-
nis geschützt sind, an die Landes- und Kommunalarchive. Damit besteht die Ge-
fahr, dass im Bundesgebiet eine Vielzahl unterschiedlicher Öffnungsklauseln 
Einzug erhält. Es ist mit dem vom Grundrecht auf informelle Selbstbestimmung 
abgeleiteten Steuergeheimnis nicht zu vereinbaren, dass in dieses aufgrund un-
terschiedlicher kommunaler Satzungen eingegriffen wird, ohne dass der für die 
Regelung der Ausnahmen vom Steuergeheimnis zuständige Bundesgesetzgeber 
hier konkrete inhaltliche Vorgaben macht. 
Die überschießende Tendenz der vorgesehenen Normänderung ist nicht gerecht-
fertigt, weshalb eine präzisere und weniger offene Formulierung gefunden wer-
den müsste, um den angestrebten Zweck zu erreichen, wonach eine Andienung 
und Abgabe an Landes- und Kommunalarchive nur dann zulässig ist, wenn die 
Beachtung der (bundesgesetzlichen) Vorgaben der §§ 6 und 10 bis 14 BArchG 
durch Landesgesetze oder kommunale Satzungen sichergestellt ist – selbst wenn 
hierdurch anschließend entsprechende Anpassungen auf Landes- oder kommu-
naler Ebene erforderlich werden sollten. 

31. Zu Artikel 18 Nummer 3a - neu - (§ 64 Absatz 3 Satz 2 - neu - AO) 
  Artikel 20 Nummer 01 - neu - (Artikel 97 § 1b Absatz 1 - neu - EGAO) 

a) In Artikel 18 ist nach Nummer 3 folgende Nummer 3a einzufügen: 

„3a. Dem § 64 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Einnahmen, die nach § 3 Nummer 72 des Einkommensteuergesetzes 
steuerfrei sind, bleiben außer Ansatz.““ 

b) In Artikel 20 ist der Nummer 1 folgende Nummer 01 voranzustellen: 

„01. § 1b wird wie folgt geändert: 

a) Dem Wortlaut wird folgender Absatz vorangestellt: 

„(1)  § 64 Absatz 3 Satz 2 der Abgabenordnung in der Fassung 
des Artikels 18 des Gesetzes vom … [einsetzen: Ausfertigungs-da-
tum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist für Ein-
nahmen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2022 erzielt wer-
den.“ 

b) Dem bisherigen Wortlaut wird die Absatzbezeichnung (2) vorange-
stellt.“ 
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Begründung: 
Zu Buchstabe a: 
Es ist zu begrüßen, dass auch gemeinnützigen Organisationen, die einen Beitrag 
auf dem Weg hin zur Klimaneutralität leisten wollen, die im Entwurf eines Jah-
ressteuergesetzes 2022 mit Blick auf den Betrieb bestimmter Photovoltaikanla-
gen vorgesehenen Neuregelungen zu Gute kommen. 
Für das Umsatzsteuerrecht bewirkt § 12 Absatz 3 UStG-E einen Gleichlauf der 
Entlastung für Privatpersonen und gemeinnützige Organisationen. Die Steuer-
satzsenkung auf Null bezieht sich unter anderem auf die Lieferung von Solar-
modulen an den Betreiber einer Photovoltaikanlage, wenn diese Anlage auf oder 
in der Nähe von Privatwohnungen, Wohnungen sowie öffentlichen und anderen 
Gebäuden, die für dem Gemeinwohl dienende Tätigkeiten genutzt werden, in-
stalliert wird. 
Die ertragsteuerliche Befreiung der Einnahmen aus dem Betrieb dieser Photo-
voltaikanlagen (§ 3 Nummer 72 EStG-E) wird durch den Verweis in § 8 Ab-
satz 1 Satz 1 des Körperschaftsteuergesetzes, demzufolge die einkommensteu-
erlichen Vorschriften grundsätzlich auch auf Körperschaften anwendbar sind, 
sichergestellt. Hierunter fallen auch gemeinnützige Organisationen. 
Zur Abrundung dieses Regelungskreises bedarf es noch einer Ergänzung des 
§ 64 Absatz 3 der Abgabenordnung (AO). Denn das Betreiben einer Photovol-
taikanlage gehört in aller Regel zum wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb einer ge-
meinnützigen Organisation und stellt keinen Zweckbetrieb im Sinne der §§ 65 
bis 68 AO dar. Betreibt eine gemeinnützige Organisation mehrere wirtschaftli-
che Geschäftsbetriebe, werden diese als ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 
zusammengerechnet. Übersteigen die Einnahmen einschließlich Umsatzsteuer 
aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben, die keine Zweckbetriebe sind, insge-
samt nicht 45 000 Euro im Jahr, so unterliegen die diesen Geschäftsbetrieben 
zuzuordnenden Besteuerungsgrundlagen nicht der Körperschaftsteuer und der 
Gewerbesteuer.  
§ 64 Absatz 3 Satz 2 - neu - bewirkt, dass die steuerfreien Einnahmen nach § 3 
Nummer 72 EStG-E aus dem Betreiben einer Photovoltaikanlage im wirtschaft-
lichen Geschäftsbetrieb, für das Überschreiten der 45 000 Euro-Grenze ohne Re-
levanz sind. 
Zu Buchstabe b: 
Die Neufassung des Artikel 97 §1b bewirkt einen Gleichlauf mit der Anwen-
dungsvorschrift zu § 3 Nummer 72 EStG - neu - (Artikel 4 Nummer 13 Buch-
stabe b des Entwurfs eines Jahressteuergesetzes 2022). 
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32. Zu Artikel 18 Nummer 6 (§ 139b AO) 

Der Bundesrat begrüßt die geplante Schaffung einer Rechtsgrundlage in 
§ 139b der Abgabenordnung, um einen direkten Auszahlungsweg unter Nutzung 
der steuerlichen Identifikationsnummer aufzubauen.  

Die hierdurch beabsichtigte bürokratiearme und zugleich betrugssichere Mög-
lichkeit, künftige öffentliche Leistungen (wie zum Beispiel das Klimageld) auf 
Grundlage der in der Identifikationsnummern-Datenbank enthaltenen Daten di-
rekt an die Bürgerinnen und Bürger auszuzahlen, ist dringend erforderlich.  

Zuletzt hat die Einführung der Energiepreispauschale gezeigt, dass ein Auszah-
lungsweg allein über die Finanzverwaltung nicht alle Bürgerinnen und Bürger 
direkt und zeitnah erreichen kann, zu einem sehr hohen Erfüllungsaufwand für 
alle Beteiligten führt und zudem für die Bürgerinnen und Bürger äußerst büro-
kratieintensiv und intransparent ist. Teilweise können diese eine Gewährung der 
Energiepreispauschale erst durch Abgabe einer Einkommensteuererklärung er-
halten, auch wenn keine Pflicht zur Abgabe besteht. Zudem kann die Vermeidung 
von Doppelbegünstigungen nur mit einem hohen Prüfaufwand erzielt werden. 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung daher, die Umsetzung des direkten 
Auszahlungswegs mit höchster Priorität voranzutreiben und bis spätestens Mitte 
des Jahres 2023 abzuschließen.  

33. Zu Artikel 22 (§ 20 FVG) 

a) Der Bundesrat stellt fest, dass im Bereich der Finanzverwaltungen von Bund 
und Ländern in erheblichem Umfang steuerlich relevante Dokumente erstellt, 
ausgedruckt und den Empfängern zugestellt werden. Insbesondere aus wirt-
schaftlichen Gründen werden der Druck und die Kuvertierung der Doku-
mente in den Ländern teilweise auf ressortfremde Behörden bzw. länderüber-
greifend ausgelagert, soweit dies nach § 20 Absatz 3 FVG rechtlich zulässig 
ist. 

b) Der Bundesrat bedauert, dass eine Abgabe von Druckdienstleistungen an 
nicht öffentliche Druckdienstleister – wie sie für die Bundesfinanz-verwal-
tung nach § 20a FVG vorgesehen ist – unter gegenwärtigen rechtlichen Rah-
menbedingungen für den Zuständigkeitsbereich der Länderfinanzbehörden 
nicht zulässig ist. 
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c) Zur schnellen und effektiven Weiterverarbeitung und vor allem auch um 
Spitzenlasten im Druckaufkommen wirtschaftlich abzufangen, fordert der 
Bundesrat die Bundesregierung auf, eine Erweiterung des § 20a FVG auf 
Landesfinanzbehörden vorzunehmen. Dies eröffnet den Ländern die Mög-
lichkeit, Dokumente im Rahmen einfacher Hilfstätigkeiten im elektronischen 
Verfahren von nicht öffentlichen Stellen drucken, kuvertieren und zum Ver-
sand an den Postdienstleister übergeben zu können. 

d) In diesem Zusammenhang weist der Bundesrat darauf hin, dass der IT-
Grundschutzkatalog bereits 2017 durch das IT-Grundschutzkompendium ab-
gelöst wurde und § 20a Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 FVG insofern aktualisiert 
werden sollte. 

34. Zu Artikel 29a – neu – (§ 14 Absatz 2 Nummer 3 WoGG) 

Nach Artikel 29 ist folgender Artikel 29a einzufügen: 

„Artikel 29a 

Änderung des Wohngeldgesetzes 

In § 14 Absatz 2 werden der Nummer 3 des Wohngeldgesetzes vom 24. Septem-
ber 2008 (BGBl. I S. 1856), das zuletzt durch […] geändert worden ist, nach dem 
Wort „Leibrenten“ die Wörter „sowie der nach § 3 Nummer 14a des Einkom-
mensteuergesetzes steuerfreie Anteil der Rente aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung, der auf Grund des Zuschlags an Entgeltpunkten für langjährige Versi-
cherung nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch geleistet wird“ angefügt.“ 

Folgeänderung: 

Das Inhaltsverzeichnis ist wie folgt zu ändern: 

Nach der Angabe zu Artikel 29 ist folgende Angabe einzufügen: 

„Artikel 29a  Änderung des Wohngeldgesetzes“ 
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Begründung: 
Durch Artikel 3 des Entwurfs eines Jahressteuergesetzes 2022 wird der Grund-
rentenzuschlag in der gesetzlichen Rente rückwirkend zum 1. Januar 2021 steu-
erfrei gestellt wird (§ 3 Nummer 14a EStG). Der Grundrentenzuschlag soll je-
doch weiterhin zum Jahreseinkommen nach § 14 WoGG gehören. Im Wohngel-
drecht wurde zum 1. Januar 2021 in § 17a WoGG ein Freibetrag eingeführt, der 
dafür sorgt, dass die Verbesserungen bei der Rente durch den Grundrentenzu-
schlag nicht durch Kürzungen des Wohngeldes aufgehoben werden (vgl. BR-
Drucksache 85/20, Seite 51). Eine zusätzliche Begünstigung des Grundrenten-
zuschlags wäre nicht sachgerecht und soll durch Ergänzung in § 14 Absatz 2 
Nummer 3 WoGG ausgeschlossen werden. Zudem wäre eine Anrechnungsfrei-
heit des Grundrentenzuschlags ohne Amtshilfe durch die Träger der Rentenver-
sicherung nicht umsetzbar, da den Wohngeldbehörden die Höhe des Grundren-
tenzuschlags in der Regel nicht bekannt ist. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 
 

 
 

Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des Bundesrates wie folgt: 

Zu Ziffer 1. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Die Bundesregierung nimmt die Ausführungen des Bundesrates zur Kenntnis.  

Zu Ziffer 2 Zu Artikel 1 Nummer 2 (§ 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 6b Satz 2, 
Satz 3 - neu -, Nummer 6c Satz 3 EStG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Ziffer 3 Zu Artikel 1Nummer 2a - neu - (§ 5 Absatz 5 Satz 1a - neu - EStG) 
Nummer 14 Buchstabe b1 - neu - (§ 52 Absatz 9 Satz 01 - neu -EStG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Ziffer 4 Zu Artikel 1Nummer 2a - neu - (§ 6 Absatz 5 Satz 4a - neu -, Satz 7 - neu -, 
Satz 8 - neu - EStG), Nummer 14 (§ 52 Absatz 12Satz 8a - neu - EStG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Ziffer 5 Zu Artikel 1 Nummer 3a -neu- (§ 25 Absatz 4 Satz 1 EStG) 
Zu Artikel 1 Nummer 14 Buchstabe b1 - neu - (§ 52 Absatz 31 a - neu - 
EStG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Ziffer 6 Zu Artikel 1 Nummer 4a - neu - (§ 39e Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 - neu -  
bis 10 - neu - EStG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab, weil durch die Umsetzung beim Bundeszent-
ralamt für Steuern (BZSt) erheblicher Mehraufwand entstehen würde. Bisher übernimmt 
das BZSt die Datenspeicherung für die Landesfinanzverwaltung in deren Auftrag. Mit ei-
ner eigenen Rechtsgrundlage für die Speicherung der Daten wäre auch unmittelbar eine ei-
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genständige Verantwortung für die Daten selbst und deren Datenqualität verbunden. Insbe-
sondere bei Differenzen zwischen den Daten der Landesfinanzverwaltung und des BZSt 
entstünde dann zusätzlicher Abstimmungsaufwand zwischen Bund und Ländern. Sollte es 
sich dabei um zu klärende Einzelsachverhalte handeln, entstünde manueller Aufwand im 
BZSt. Das Risiko inkonsistenter Daten und einer Gefährdung der zutreffenden Lohnbe-
steuerung von 42 Millionen Bürgern wäre nicht ausgeschlossen. 

Zu Ziffer 7 Zu Artikel 1 Nummer 2 (§ 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 6b EStG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Ziffer 8 Zu Artikel 1 Nummer 13 Buchstabe a (§ 51 Absatz 4 Nummer 1 EStG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Ziffer 9 Zu Artikel 4 Nummer 1 (§ 3 Nummer 72 EStG) 
Artikel 9 Nummer 4 (§ 12 Absatz 3 UStG) 

Die Bundesregierung wird der Bitte um Prüfung nachkommen. 

Zu Ziffer 10 Zu Artikel 4 Nummer 1 Buchstabe b (§ 3 Nummer 72 EStG) 

Die Bundesregierung wird der Bitte um Prüfung nachkommen. 

Zu Ziffer 11 Zu Artikel 4 Nummer 1a - neu - (§ 6 Absatz 2 Satz 1, Absatz 2a EStG), 
Nummer 13 Buchstabe b1 - neu - (§ 52 Absatz 12 Satz 5a - neu -, Satz 7a 
– neu –, Satz 7b - neu - EStG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Ziffer 12 Zu Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb (§ 7 Ab-
satz 4 Satz 2 EStG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Ziffer 13 Zu Artikel 4 Nummer 3 (§ 10 Absatz 1 Nummer 3 EStG), 
Nummer 5a (§ 32 Absatz 6 Satz 12 - neu - EStG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
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Zu Ziffer 14 Zu Artikel 6a - neu - (§ 65 Absatz 3a Satz 4, Satz 5 EStDV) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Ziffer 15 Zu Artikel 6a - neu - (§ 5 Absatz 1 Nummer 2, § 34 Absatz 3Satz 2a - neu -, 
Satz 2b - neu - KStG 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Ziffer 16 Artikel 6a – neu - (§27Absatz 8 Satz 1, 3, 4, 9, § 34 Absatz 10 KStG) 
Artikel 6a1 - neu - (§ 7Absatz 2, § 8a Absatz 3 - neu -, § 9 KapErhStG) 
Artikel 22 Nummer 2 - neu -(§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 29 FVG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Ziffer 17 Zu Artikel 6a - neu - (§ 3 Nummer 2, § 36 Absatz 2 GewStG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Ziffer 18 Zu Artikel 6a - neu - (§ 7 Absatz 1Satz 2, Satz 3 - neu – und Satz 4 - neu -  
KapErhStG) 
Artikel 22 (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 46a FVG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Ziffer 19 Zu Artikel 6a - neu - (§ 7b Absatz 2 Satz 4, § 36 Absatz 3a - neu - GewStG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Ziffer 20 Zu Artikel 7a - neu - (§ 51 Absatz 5 Satz 3 - neu - InvStG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab, weil er zahlreiche verfahrensrechtliche Fra-
gen aufwirft, die im laufenden Gesetzgebungsverfahren nicht abschließend geprüft werden 
können. Die Bundesregierung wird das Anliegen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder auf Fachebene erörtern. 
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Zu Ziffer 21 Zu Artikel 8 (Steuerbefreiung für Sportvereine) 

Die Bundesregierung lehnt das Anliegen ab. Eine isolierte Umsetzung der aktuellen BFH-
Rechtsprechung mit Blick auf den darin angesprochenen Punkt „Unmittelbarkeit“ ist we-
gen der unionsrechtlichen Vorgaben nicht zielführend. Vielmehr bedarf es einer umfassen-
den Neuregelung der umsatzsteuerlichen Behandlung von Leistungen aller Vereine, die 
den Vereinsmitgliedern gegen Mitgliederbeiträge erbracht werden, was eine gründliche 
Vorbereitung erfordert. 

Zu Ziffer 22 Zu Artikel 9 Nummer 2 Buchstabe c - neu - (§ 4 Nummer 27 Buch-
stabe b UStG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Ziffer 23 Zu Artikel 9 Nummer 7a - neu - (§ 20 Satz 1 Nummer 4 - neu - UStG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Ziffer 24 Zu Artikel 9 (Unternehmerfähigkeit von Bruchteilgemeinschaften, UStG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Ziffer 25 Zu Artikel 11a - neu - (§ 6 Absatz 2 Satz 4 AStG) 
Artikel 30 (Absatz 8a - neu -) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Ziffer 26 Zu Artikel 11a - neu - (§ 15 Absatz 7 Satz 2, § 21 Absatz 4 Satz 1 AStG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Ziffer 27 In Artikel 11a - neu - (§ 21 Absatz 3 AStG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

V
orabfassung - w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt
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Zu Ziffer 28 Zu Artikel 15 Nummer 1 (§ 6 Absatz 3, Absatz 4 Nummer 4 - neu -, 
§ 7 Absatz 3 Satz 3 - neu - GrEStG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab, weil § 6 Absatz 3 Satz 4 GrEStG den Aus-
schluss von der Steuervergünstigung bei Option nach § 1a KStG vor dem Erwerbsvorgang 
bereits hinreichend regelt. Eine Erweiterung auf die übertragende Gesamthand ist – ebenso 
wie eine korrespondierende Erweiterung des § 7 GrEStG – nicht erforderlich.  

Stattdessen bedarf es der im Gesetzentwurf der Bundesregierung vorgesehenen Ergänzung 
des rückwirkenden Entfalls einer gewährten Steuervergünstigung, wenn innerhalb von 
zehn Jahren nach dem Erwerbsvorgang die das Grundstück erwerbende Gesamthand nach 
§ 1a KStG optiert (korrespondierend zur bereits bestehenden Regelung in § 5 Absatz 3 
Satz 3 GrEStG). 

Zu Ziffer 29 Zu Artikel 15 Nummer 1a - neu - (§ 16 Absatz 4a - neu -,  
Absatz 5 Satz 2 – neu – GrEStG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Ziffer 30 Zu Artikel 18 Nummer 1 (§ 30 Absatz 4 Nummer 2d AO) 

Die Bundesregierung wird der Bitte um Prüfung nachkommen. 

Zu Ziffer 31 Zu Artikel 18 Nummer 3a - neu - (§ 64 Absatz 3 Satz 2 - neu - AO), 
Artikel 20 Nummer 01 - neu - (§ 1b Absatz 1 - neu - EGAO) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Ziffer 32 Zu Artikel 18 Nummer 6 (§ 139b AO) 

Die Bundesregierung nimmt die Ausführungen des Bundesrates zur Kenntnis. 

Zu Ziffer 33 Zu Artikel 22 (§ 20 FVG) 

Die Bundesregierung wird das Anliegen prüfen. 

Zu Ziffer 34 Zu Artikel 29a – neu – (§ 14 Absatz 2 Nummer 3 WoGG) 

Die Bundesregierung wird das Anliegen prüfen. 

V
orabfassung - w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt
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